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Abgrabungsvorhaben gemäß § 3 des Gesetzes zur Ordnung von Abgrabungen
(Abgrabungsgesetz NRW - AbgrG) im Stadtgebiet Heinsberg, Gemarkung Randerath
Flur 5, Flu rstücke 200 und 249 tei lweise
Flur 6, Flurstücke 154 teilweise, 155, 179 teilweise, 185 teilweise, 192, 193, 194, 196, 197,
199, 201, 202
Flur 8, Flurstücke 419, 420, 421, 541, 566, 568, 659 alle teilweise

Genehmigung vom 30.05.2000 in der Fassung des Änderungsbescheides vom 07.07.2021

I hr Antrag auf Abgrabungserweiterung vom 15.03.2023 in der Fassung von August 2024

Änderungsbescheid

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 15.03.2023 beantragen Sie die Änderung und Erweiterung der bestehenden
Abgrabung entsprechend den Antragsunterlagen in der Fassung von August 2024.

Ihrem Antrag wird entsprochen.

Die Genehmigung vom 30.05.2000 in der Fassung des Änderungsbescheides vom 07.07.2021
wird hiermit geändert. Die Durchführung der gesamten Abgrabung richtet sich ab Bestandskraft
dieses Bescheides ausschließlich nach diesem Bescheid.

Wir beachten den gesetzlichen Datenschutz. Die Informationen gemäß Art. 13 und 14 DS-GVO über die Verarbeitung I hrer personenbezogenen Daten
bzw. der personenbezogenen Daten Ihres Kindes können Sie auf der I nternetseite unter httos://www.kreis-heinsberg.de/datenschutz infos/ einsehen.
Sofern Sie einen Ausdruck des Merkblattes zu Ihrer Verfügung oder eine persönliche Information wünschen, wenden Sie sich bitte an Frau Kohs,
Zimmer 355, Telefonnummer 02452 - 13 6148, Mail: frederike.kohs@kreis-heinsberg.de.

Kreishaus Heinsberg
Valkenburger Straße 45
52525 Heinsberg
Tel.: 0 24 52 - 13 0
Fax: 0 24 52 - 13 11 00
E-Mail: info@kreis-heinsberg.de
Internet: www.kreis-heinsberg.de

Kontoverbindungen
Kreissparkasse Heinsberg
IBAN: DE76 3125 1220 0000 0002 73
BIC: WELADED1ERK
Postbank Köln
IBAN: DE97 3701 0050 0025 4405 03
BIC: PBNKDEFF
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I. Inhalt der Genehmigung 
 
Die Genehmigung wird erteilt gemäß §§ 3, 7 und 8 AbgrG in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.11.1979 (GV.NRW. S. 922) in der zurzeit gültigen Fassung. 
 
I.1 Betroffene Flächen 
 
Die Abgrabung und Herrichtung (Rekultivierung) wird zusätzlich auf folgenden Flächen 
genehmigt: 
 
Stadt: Heinsberg 
Gemarkung: Randerath 
Flur: 6 
Flurstücke: 192, 193, 194, 196, 197, 199 
 
Von der Erweiterung sind zusätzlich zu den Flurstücken der Erweiterungsfläche folgende 
Flurstücke der bereits betriebenen Abgrabung betroffen: 
 
Stadt: Heinsberg 
Gemarkung: Randerath 
Flur: 6 
Flurstücke: 179 tlw., 185 tlw. 
 
Die Genehmigung erstreckt sich ausschließlich auf die Gewinnung von Sand, Kies und Lehm. Sie 
umfasst eine Fläche von zusätzlich ca. 29 ha. Die Bestandsabgrabung ist ca. 10 ha groß. 
 
I.2 Abbautiefe 
 
Der Abbau wird im Norden bis zu einer Tiefe von höchstens 52 m NHN und im Süden bis zu einer 
Tiefe von höchstens 55 m NHN zugelassen, wobei jedoch stets ein Abstand von mindestens 1,5 m 
zum höchsten zu erwartenden Grundwasserstand einzuhalten ist. In der Folge entsteht eine 
geneigte Abbausohle. Näheres ist den Ziffern IV.14 und IV.23 dieses Bescheides zu entnehmen. 
 
I.3 Anlagen 
 
Folgende Unterlagen sind Bestandteil dieser Genehmigung und -soweit sie den 
Nebenbestimmungen dieser Genehmigung nicht entgegenstehen – maßgebend für die 
Durchführung der Abgrabung und Herrichtung des Abgrabungsgeländes einschließlich 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen: 
 
- Antragsschreiben vom 15.03.2023       - Anlage    1 
- Übersichtsblatt Kurzbeschreibung (Seiten 1 – 4)     - Anlage    2 
- Allgemeinverständliche Zusammenfassung (Seiten 1 – 13)    - Anlage    3 
- UVP-Bericht (Seiten 1 – 91)        - Anlage    4 
- UVP-Pläne   

- Übersicht, UVP-1.1 (M = 1 : 20.000)      - Anlage    5 
- Lageplan, UVP-1.2 (M =1 : 10.000)      - Anlage    6 
- Lageplan Höhen, UVP-1.3 (M = 1 : 10.000)     - Anlage    7 
- Luftbild, UVP-1.4 (M = 1 : 10.000)      - Anlage    8 
- Raumplanung/Bauleitplanung, UVP-2 (M = 1 : 20.000 / 1 : 20.000)  - Anlage    9 
- Schutzgebiete/Schutzansprüche, UVP-3 (M = 1 : 20.000)   - Anlage 10 
- Boden/Schutzwürdige Böden, UVP-4.1 (M = 1 : 25.000)   - Anlage 11  
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- Boden/DGK5 Boden, UVP-4.2 (M = 1 : 10.000)    - Anlage 12 
- Standorterkundung Landwirtschaft, UVP-4.3 (M = 1 : 5.000)   - Anlage 13 
- Hydrologie, UVP-5.1 (M = 1 : 25.000)      - Anlage 14 
- Grundwasser, UVP-5.2 (M = 1 : 25.000)     - Anlage 15 
- Hydrogeologie Profil, UVP-5.3 (MdL = 1 : 25.000 / MdH = 1 : 2.000)  - Anlage 16 
- Biotoptypen, UVP-6, (M = 1 : 7.500)      - Anlage 17 

- Betriebsplanung Bericht (Seiten 1 – 24)      - Anlage 18 
- Betriebsplanung-Pläne   

- Flurkarte, P-1 (M = 1 : 4.000)       - Anlage 19 
- Höhenplan/Vermessung, P-2, (M = 1 : 4.000)     - Anlage 20 
- Abbauplan, P-3.1 (M = 1 : 4.000)      - Anlage 21 
- Abbau- und Verfüllabschnitte, P-3.2 (M = 1 : 4.000)    - Anlage 22 
- Schematische Profile Abbau, P-4.1 (M = 1 : 500)    - Anlage 23 
- Schematische Profile Abbau, P-4.2 (M = 1 : 500)    - Anlage 24 
- Schematisches Profil Zufahrt Nordwest, P-4.3 (M = 1 : 500)   - Anlage 25 

- Angaben zum Arbeitsschutz (Seiten 1 – 12)      - Anlage 26 
- Vorblatt LPB vom 04.09.2024 (Seiten 1 -2)      - Anlage 27 
- Landschaftspflegerischer Begleitplan (Seiten 1 – 53)    - Anlage 28 
- LBP-Pläne 

- Gestaltung wie genehmigt, LBP-1 (M = 1 : 1.000/2.000 u. 1 : 2.000/4.000) - Anlage 29 
- Gestaltung Planung, LBP-2 (M = 1 : 1.000/2.000 u. 1 : 2.000/4.000)  - Anlage 30 
- Pflanzplan, LBP-3 (M = 1 : 1.000/2.000 u. 1 : 2.000/4.000)   - Anlage 31 
- Schem. Profile Gestaltung, LBP-4.1 (M = 1 : 500)    - Anlage 32 
- Schem. Profile Gestaltung Zufahrt, LBP-4.2 (M = 1 : 250/500)   - Anlage 33 
- Pflanzschemen Erweiterung, LBP-5 (unmaßstäblich)    - Anlage 34 

- Bauantrag Container (Seiten 1 – 8)       - Anlage 35 
- Lageplan , B-1 (M = 1 : 10.000 / 1 : 2.500)     - Anlage 36 
- Flurkarte/Abbauplan, B-1 (M = 1 : 2.000 / 1 : 4.000)    - Anlage 37 

- Vorblatt Fachgutachten Lärm, Staub, Artenschutz vom 15.03.2023 (Seite 1) - Anlage 38 
- Ökologischer Fachbeitrag (Seiten 1 – 36)      - Anlage 39 

- Biotoptypen, Karte 1 (M = 1 : 5.000)      - Anlage 40 
- Revierzentren gefährd. / planungsrel. Vogelarten, Karte 2 (M = 1 : 10.000) - Anlage 41 

- Fachbeitrag zum Artenschutz (Seiten 1 – 58)     - Anlage 42 
- Schalltechnische Immissionsprognose (Seiten 1 – 23)    - Anlage 43 

- Übersichtsplan, A1 (M = 1 : 10.000)      - Anlage 44 
- Lageplan Lastfall 1, A2 (M = 1 : 4.000)      - Anlage 45 
- Lageplan Lastfall 2, A3 (M = 1 : 4.000)      - Anlage 46 
- Anlage B1 (Seiten 1 – 6)        - Anlage 47 
- Anlage B2 (Seiten 1 – 6)        - Anlage 48 

- Vorblatt zur Staubprognose vom 11.09.2024 (Seiten 1 – 4)   - Anlage 49 
- Emissionsprognose Staub (Seiten 1 – 82)      - Anlage 50 
- Erschließung Zufahrt Nordwest (Seiten 1 – 13)     - Anlage 51 

- Lageplan Bestand, BP01 (M = 1 : 250)      - Anlage 52 
- Lageplan, LP01 (M = 1 : 250)       - Anlage 53 
- Lageplan Versorgungsträger, VT01 (M = 1 : 250)    - Anlage 54 
- Regelquerschnitt Zufahrt (A200), RQ01 (M = 1 : 50)    - Anlage 55 
- Gradiente Kreisstraße K16, H100 (M = 1 : 250/50)    - Anlage 56 
- Gradiente Zufahrt, H200 (M = 1 : 250/50)     - Anlage 57 
- Kostenberechnung (Seiten 1 – 10)      - Anlage 58 
- Fotos (Seiten 1 – 14)        - Anlage 59 

- Bodenschutzkonzept (Seiten 1 – 39)      - Anlage 60 
- Städtebaulicher Vertrag (Seiten 1 – 9)      - Anlage 61 
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Die Abgrabung ist wie beantragt durchzuführen, sofern nachfolgend nicht Abweichendes 
geregelt ist. 
 
Die Änderungsgenehmigung wird unter folgenden 
 

Nebenbestimmungen 
 
erteilt: 
 
 
II. Bedingungen 
 
Die Wirksamkeit der Genehmigung ist von der Erfüllung der Sicherheitsleistung abhängig. 
 
II.1 Sicherheitsleistung Bestand 
 
Gemäß § 10 AbgrG i. V. m. den Verwaltungsvorschriften zur Einführung des Abgrabungsgesetzes 
- RdErl. d. Ministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten - I B 2 - 02 - 12 E 73 vom 
06.08.1973 (VV), hier 3.4 der VV zu § 10 AbgrG, sind Sicherheitsleistungen in angemessenen 
Zeitabständen von Amts wegen darauf zu überprüfen, ob sie freigegeben werden können oder ob 
sie hinsichtlich ihrer Höhe neu festgesetzt werden müssen. 
 
Gemäß 3.3 der VV zu § 10 AbgrG hat sich die Genehmigungsbehörde bei jeder Festsetzung einer 
Sicherheitsleistung eine Neufestsetzung für den Fall vorzubehalten, dass die Kosten der 
Herrichtung, zu der der Unternehmer bzw. die Unternehmerin verpflichtet ist, insgesamt um 10 
v.H. oder mehr steigen. 
 
Die Höhe der Sicherheitsleistung für den Bereich der bestehenden Abgrabung ist nunmehr 
anlassbezogen zu überprüfen. Neben den grundsätzlich gestiegenen Herrichtungskosten wurde 
im Rahmen des Erweiterungsantrages die Rekultivierung der Bestandsabgrabung umgeplant und 
mit der Rekultivierung der Abgrabungserweiterung verbunden. 
 
Aus den vorgenannten Gründen ist die Höhe der Sicherheitsleistung für die Bestandsabgrabung 
neu zu berechnen. 
 
Für die Fläche der Altabgrabung ist derzeit eine Sicherheit in Höhe von insgesamt 391.138,27 € 
hinterlegt. 
 
Die vorliegenden Bankbürgschaften werden zurückgegeben. Die Sicherheit für die 
Rekultivierung der bestehenden Abgrabung ist neu zu hinterlegen. Sie wird nach Neuberechnung 
auf insgesamt 441.000,00 € festgesetzt. 
 
Der Abbau erfolgt in fünf Abschnitten. Die Aufteilung der Sicherheitsleistung für die 
Rekultivierung erfolgt wie folgt: 
 
Abbauabschnitt 1 122.500,00 € 
Abbauabschnitt 2    98.000,00 € 
Abbauabschnitt 3    49.000,00 € 
Abbauabschnitt 4    98.000,00 € 
Abbauabschnitt 5    73.500,00 € 
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Die neuberechnete Sicherheitsleistung für die bestehende Abgrabung ist vor Beginn weiterer 
Abbautätigkeiten vollständig bei mir zu hinterlegen. 
 
Die Rückgabe der alten Bürgschaftserklärungen und die Hinterlegung der neuen Erklärungen ist 
vorab mit mir abzustimmen. 
 
II.2 Sicherheitsleistung Erweiterung 
 
Die gemäß § 10 AbgrG zu leistende Sicherheit für die Rekultivierung inklusive der 
Ausgleichmaßnahmen wird für die Abgrabungserweiterung auf insgesamt 1.413.000,00 € 
festgesetzt. 
 
Der Abbau erfolgt in zehn Abschnitten. Die Aufteilung der Sicherheitsleistung für die 
Rekultivierung erfolgt wie folgt: 
 
Abbauabschnitt 1 bis 4 jeweils 100.000,00 € 
Abbauabschnitt 5 bis 9 jeweils 190.000,00 € 
Abbauabschnitt M    63.000,00 € 
 
Die Sicherheitsleistung für die Erweiterung ist vor Beginn der Arbeiten in dem jeweiligen 
Abschnitt bei mir zu hinterlegen. 
 
Als Sicherheitsleistung ist eine selbstschuldnerische, unbefristete Bürgschaftserklärung einer 
Bank oder Sparkasse mit Sitz in der Europäischen Gemeinschaft unter ausdrücklichem Verzicht 
auf die Einreden der Anfechtung, der Aufrechnung und der Vorausklage nach den §§ 770 und 771 
des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) ausreichend. Die Einrede der Aufrechnung ist jedoch dann 
zulässig, wenn Gegenforderungen unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind. 
 
Eine ergänzende Festsetzung der Sicherheitsleistung wird ausdrücklich vorbehalten. 
 
Mit den Arbeiten darf unbeschadet sonstiger Voraussetzungen erst begonnen werden, wenn ich 
den Erhalt der jeweiligen Sicherheitsleistung bestätigt habe. 
 
Die Sicherheitsleistung wird nach Abnahme rekultivierter Abschnitte anteilig zurückgegeben. 
 
II.3 Einverständniserklärung des Eigentümers 
 
Die Ausführung der Abgrabung auf dem Grundstück im Stadtgebiet Heinsberg, Gemarkung 
Randerath, Flur 6, Flurstück 192 ist erst zulässig, wenn der Behörde die gem. § 4 Abs. 4 AbgrG 
erforderliche schriftliche Einverständniserklärung des Grundstückseigentümers im Original 
vorliegt. Die Erklärung ist innerhalb von zwei Jahren nach Wirksamwerden der 
Abgrabungsgenehmigung vorzulegen. Sollte diese Frist nicht eingehalten werden, so ist die 
Genehmigungsinhaberin verpflichtet binnen vier Monaten nach Ablauf der Frist einen 
Änderungsantrag einzureichen. In diesem Fall ist die Fortführung des Abgrabungsvorhabens ohne 
Inanspruchnahme des vorgenannten Grundstücks zu beantragen. 
 
 
III. Befristung 
 
Das Recht zur Abgrabung ist befristet bis zum 31.12.2046. 
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IV. Auflagen 
 
IV.1 Rekultivierung 
 
Die Pflicht zur Rekultivierung besteht unbefristet. Die Rekultivierung muss aber bis spätestens 
zum 31.12.2056 abgeschlossen sein. 
 
IV.2 Markierung der Abgrabungsgrenzen, Höhenfestpunkt 
 
Vor Beginn der Abgrabung ist die Abgrabungsgrenze (Oberkante der Böschung) durch einen 
Vermessungsingenieur einzumessen und mit gut sichtbaren Markierungspflöcken in solchen 
Abständen zu versehen, dass der Verlauf der einzuhaltenden Grenzen klar zu erkennen ist. 
 
Die Pflöcke können auch durch geeignete Markierungen im Zaun ersetzt werden. Die 
Markierungen sind dauerhaft zu erhalten. 
 
Zeitgleich ist ein Höhenpunkt einzurichten und durch einen Vermessungsingenieur nach Lage 
(ETRS89) und Höhe (DHHN) einzumessen. Lage und Ausführung sind vorab mit mir abzustimmen. 
Die Lage der Markierungspunkte und des Höhenpunktes ist in einem Lageplan bis Maßstab 
1:2.500 darzustellen. Dieser Plan ist mir innerhalb von vier Wochen nach Bestandskraft dieser 
Genehmigung vorzulegen. 
 
Lage- oder Höhenveränderungen eines Messpunktes bedürfen meiner vorherigen Zustimmung. 
 
IV.3 Abbauplan 
 
Zur Überwachung der Abbautiefe ist mir jährlich bis zum 31.03. des Jahres ein durch einen 
Vermessungsingenieur erstellter Abbauplan vorzulegen. In diesem Abbauplan sind u. a. 
Eintragungen über den Abbau-/Rekultivierungsstand sowie Abbautiefen, bezogen auf NHN, für 
den gesamten Abbaubereich mit Stand 31.12. des Vorjahres fortzuschreiben. Für diese 
Darstellung sind nur diejenigen Bereiche neu einzumessen, in denen sich die Abbautiefe 
gegenüber dem Vorjahr durch den Abbauvorgang verändert hat. Die erste Einmessung ist für den 
vollständigen, bis zu diesem Zeitpunkt im Abbau befindlichen und abgebauten Bereich 
durchzuführen. 
 
IV.4 Sicherungsmaßnahmen 
 
IV.4.1 Zaun/Toranlage 
 
Die Betriebs-/Abgrabungsflächen sind während der Abgrabung und Rekultivierung gegen 
unbefugtes Betreten abzusichern. Hierzu ist ein 2 m hoher Knotenflechtzaun innerhalb des 
Schutzstreifens zu errichten. Dabei sind ausreichende Grenzabstände gem. Nachbarrechtsgesetz 
NRW einzuhalten (z. Z. 0,50 m). Im Bereich von Böschungen ist der Zaun so zu errichten, dass er 
zur Böschungsoberkante einen Abstand von mindestens 4 m einhält. 
 
Die Zufahrt zu den Betriebs-/Abgrabungsflächen ist während der Abgrabung und Rekultivierung 
durch eine Toranlage mit einer Höhe von 2 m gegen unbefugtes Betreten abzusichern. Die 
Toranlage ist außerhalb der Betriebszeiten oder wenn kein Firmenangehöriger vor Ort ist zu 
verschließen und abzuschließen. 
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IV.4.2 Warntafeln 
 
Auf die von der Abgrabung ausgehenden Gefahren ist durch mindestens vier auffällig gestaltete, 
an geeigneter Stelle angebrachte und gut sichtbare Warnschilder hinzuweisen. 
 
IV. 4.3 Firmenschild 
 
Im Bereich der Zufahrt muss ein Schild angebracht sein, auf dem der Name, die Anschrift und die 
Telefonnummer des Genehmigungsinhabers sowie die für die Durchführung der Abgrabung 
verantwortliche Person (z. B. Betriebsbeauftragter) angegeben sind. Anstatt dem Namen der 
verantwortlichen Person kann auch die persönliche Telefon- oder Handynummer als Kontakt 
angegeben werden. 
 
IV.5 Schutzstreifen und Abstände 
 
Zur Begrenzung der entstehenden Grube ist ein Schutzstreifen von Wegen, Zäunen (mit 
Ausnahme des Zauns Ziffer IV.4.1) und unbebauten Nachbargrundstücken von mindestens 5 m, 
gemessen von der Böschungsoberkante, einzuhalten. 
 
Zum Rand des angrenzenden Waldes ist ein Abstand von 20 m einzuhalten. 
 
Zwischen dem Fuß des an der Nordwestseite gelegenen Lärmschutzwalles und der 
Böschungsoberkante ist ein Abstand von 2 m einzuhalten.  
 
IV.6 Anzeigepflichten 
 
Der Beginn jeglicher Erschließungsarbeiten ist mir bis spätestens drei Werktage vor Beginn der 
Maßnahmen unter Angabe von Datum und Uhrzeit anzuzeigen. 
 
Beginn und Ende der Abgrabungsarbeiten einschließlich der vorbereitenden Arbeiten - auch in 
Abbauabschnitten - sowie der Abschluss der Rekultivierungsarbeiten sind mir außerdem 
unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 
 
Betriebsstörungen, die Einfluss auf die wasserwirtschaftlichen Verhältnisse und die Umwelt 
haben können, sind der Abgrabungsbehörde unverzüglich telefonisch und anschließend 
schriftlich mitzuteilen. 
 
Eine Änderung der Rechtsform oder jede Form der Rechtsnachfolge (§ 7 Abs. 2 Satz 2 AbgrG) des 
Genehmigungsinhabers ist mir unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 
 
Weitere Anzeigepflichten ergeben sich u. a. aus den bodendenkmalrechtlichen Regelungen sowie 
aus den Regelungen bei Arbeiten im Bereich der Hochspannungsfreileitung. 
 
IV.7 Belange der Bodendenkmalpflege 
 
Mit der Abgrabung einschließlich vorbereitender Erdarbeiten darf im Bereich der 
Erweiterungsfläche erst begonnen werden, soweit die erforderlichen archäologischen 
Untersuchungen nach Maßgabe der von der Oberen Denkmalbehörde gem. § 15 Abs. 1 DSchG 
NRW noch zu erteilenden Erlaubnis abgeschlossen sind und der LVR - Amt für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland die betreffenden Flächen schriftlich freigegeben hat (auf 
Antrag der Antragstellerin ggf. auch abschnittsweise). Dem Kreis Heinsberg ist eine Durchschrift 
dieser Freigabe vorzulegen.  
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Sollten sich im Rahmen der Untersuchungen die Hinweise auf Bodendenkmäler in der 
Erweiterungsfläche bestätigen, darf im Bereich der lokalisierten Bodendenkmäler – soweit keine 
Erhaltung in situ geboten ist – mit dem Abbau einschließlich vorbereitender Erdarbeiten darüber 
hinaus erst begonnen werden, wenn die gemäß § 27 Abs. 1 DSchG NRW vorzunehmende, 
vorlaufende Sekundärquellensicherung abgeschlossen ist. 
 
Gemäß § 27 Abs. 1 DSchG NRW hat der Erlaubnisinhaber die vorherige wissenschaftliche 
Untersuchung, die Bergung von Funden und die Dokumentation der Befunde sicherzustellen und 
die dafür anfallenden Kosten im Rahmen des Zumutbaren zu tragen. 
 
Für den Fall, dass im Zuge dieser Untersuchungen in situ zu erhaltende Bodendenkmalsubstanz 
angetroffen werden sollte, bleiben in Abstimmung mit dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland Auflagen bezüglich des Schutzes dieser Bodendenkmalsubstanz (z. B. Festlegung von 
Schutzabständen) vorbehalten. 
 
Darüber hinaus behält sich die Genehmigungsbehörde vor, einen die in situ zu erhaltende 
Bodendenkmalsubstanz vom Abbau ausnehmenden neuen Abbauplan nachzufordern und die 
Abgrabungsgenehmigung nachträglich anzupassen. 
 
IV.8 Arbeiten im Bereich der Hochspannungsfreileitung 
 
Im Bereich der Erweiterungsfläche verläuft die 110-kV-Hochspannungsfreileitung Pkt. Ratheim 
– Pkt. Oeldriesch, Bl. 1218 (Maste 12 bis 14) der Westnetz GmbH. Im südlichen Teil der 
Erweiterung steht der Mast 13. 
 
Vor Abbau der Abgrabungsfläche „M“ ist eine ausreichende Verfüllung der benachbarten 
Abbauabschnitte vorzunehmen, sodass die uneingeschränkte Erreichbarkeit des Mastes 13 
jederzeit, auch mit schwerem Gerät, sichergestellt ist. 
 
Der Mast 13 ist in einem Radius von 20,00 m von sämtlichen Geländeabtragungen freizuhalten. 
 
Die Böschung ist standsicher auszuführen, sodass der seitliche Abstand der Böschungsoberkante 
zu den Eckstilen des Mastes 13 während der Abbauphase erhalten bleibt. 
 
Im Schutzstreifen der Leitung dürfen nur solche Anpflanzungen vorgenommen werden, die eine 
Endwuchshöhe von maximal 3,00 m erreichen. 
Durch höherwachsende Gehölze, die in den Randbereichen bzw. außerhalb der 
Leitungsschutzstreifen angepflanzt werden, besteht die Gefahr, dass durch einen eventuellen 
Baumumbruch die Hochspannungsfreileitung beschädigt wird. Aus diesem Grund sind in diesen 
Bereichen nur Gehölze anzupflanzen, welche in den Endwuchshöhen gestaffelt sind. 
Sollten dennoch Anpflanzungen oder sonstiger Aufwuchs eine die Leitung gefährdende Höhe 
erreichen, ist der Rückschnitt auf eigene Kosten durchzuführen bzw. zu veranlassen. Wird dieser 
Verpflichtung trotz schriftlicher Aufforderung und Setzen einer angemessenen Frist nicht 
nachgekommen, ist die Westnetz GmbH berechtigt, den erforderlichen Rückschnitt zu Lasten der 
Antragstellerin durchführen zu lassen. 
 
Die Hochspannungsfreileitung und die Maststandorte müssen jederzeit zugänglich bleiben. 
Insbesondere die Zufahrt für schwere Fahrzeuge ist zu gewährleisten. 
 
Alle die Hochspannungsfreileitung gefährdenden Maßnahmen sind untersagt. 
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Geländeveränderungen im Leitungsschutzstreifen bedürfen der Zustimmung der Westnetz 
GmbH. 
 
Der Beginn der Bau- und Pflanzarbeiten ist der Westnetz GmbH, Rurbenden 23, 52382 
Niederzier unter Angabe des Zeichens „DRW-S-EL-ZS“ mindestens 14 Tage vorher anzuzeigen 
und ein Termin zur Einweisung in die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen zu vereinbaren. 
 
Die Einweisung erfolgt insbesondere auf Grund der „Schutzanweisung Versorgungsanlagen für 
Baufachleute/Bauherren“ der Westnetz GmbH, deren Regelungen streng einzuhalten sind. Ohne 
vorherige Einweisung darf mit den Bauarbeiten/Pflanzarbeiten nicht begonnen werden. 
 
Damit die Sicherheit der Stromversorgung gewährleistet bleibt und außerdem jegliche 
Gefährdung auf der Baustelle im Bereich der Freileitung ausgeschlossen wird, muss sorgfältig 
darauf geachtet werden, dass immer ein genügender Abstand zu den Bauteilen der Freileitung 
eingehalten wird. Die Antragstellerin hat die von ihr Beauftragten sowie sonstige auf der 
Baustelle anwesenden Personen und Unternehmen entsprechend zu unterrichten. 
 
Die Antragstellerin haftet gegenüber der Westnetz GmbH im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen für sämtliche Schäden, die durch sie und ihre Erfüllungsgehilfen an der 
Hochspannungsfreileitung, den Masten und deren Zubehör verursacht werden. 
 
IV.9 Erhaltung des Oberbodens und des Abraummaterials 
 
Oberboden und Unterboden (Abraum) sind sorgfältig und abschnittsweise in voller Mächtigkeit 
abzuräumen und zur direkten Umschichtung zu Herrichtungszwecken oder späteren 
Wiederverwendung getrennt voneinander, sachgemäß, unter Beachtung der DIN 19731, in 
Mieten zu lagern. 
 
Die Oberbodenmieten sind mit tiefwurzelnden, winterharten und stark wasserzehrenden 
Pflanzen (z.B. Luzerne, Waldstauden-Roggen, Lupine, Ölrettich) zu begrünen. Um die Verdichtung 
durch Auflast zu begrenzen, darf die Mietenhöhe höchstens 2 m betragen.  
 
Die Oberbodenmassen sollen zur Errichtung eines Schutzwalles an den Außengrenzen der 
Abgrabungsflächen im 5 m Sicherheitsstreifen als Sichtschutz in einer Höhe von 2 m Verwendung 
finden.  
 
Eine Veräußerung von Oberbodenmassen ist nicht zulässig. 
 
Beim Bodenabbau, bei der Vorbereitung und Zwischenlagerung und bei der Herrichtung des 
Abgrabungsgeländes sind die DIN 18300 –Erdarbeiten-, die DIN 18915 –Bodenarbeiten zu 
beachten. 
 
IV.10 Betriebsbeauftragter 
 
Vor Bestandskraft der Genehmigung sind mir die für die Umsetzung der Genehmigung vor Ort 
zuständigen Personen (Betriebsbeauftragter und dessen Stellvertreter) mit Namen, Anschrift 
und Telefonnummer (auch nach Betriebsschluss) mitzuteilen. Dem Betriebsbeauftragten und 
seinem Stellvertreter ist die Genehmigung zur Kenntnis vorzulegen. Sie haben die Kenntnisnahme 
zu quittieren. Mit Bestandskraft der Genehmigung sind mir Nachweise über die Kenntnisnahme 
vorzulegen. Ein Wechsel dieser Personen ist mir unverzüglich unter Angabe der vorgenannten 
Daten und unter Vorlage der vorgenannten Nachweise mitzuteilen. 
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Der Betriebsbeauftragte ist für den ordnungsgemäßen Betrieb der Abgrabung sowie die 
ordnungsgemäße Einbringung der unbelasteten Bodenmassen (Führung der Eingangskontrolle 
des angelieferten Materials, Überwachung des Abgrabungs- und Verfüllbetriebes) 
verantwortlich. Er kann die ihm obliegenden Aufgaben während seiner Abwesenheit vom 
Abgrabungsgelände nur seinem benannten Stellvertreter übertragen. 
 
Neben der Verantwortung des Betriebsbeauftragten bzw. dessen Stellvertreters bleibt die 
Verantwortung des Unternehmers uneingeschränkt bestehen. 
 
IV.11 Betriebszeiten 
 
Die Abbau- und Rekultivierungsarbeiten sind werktags von 6.00 Uhr bis 20.00 Uhr zugelassen. 
 
IV.12 Standsicherheit von Böschungen 
 
Böschungen sind so anzulegen, dass die Standsicherheit gewährleistet ist. 
 
Die Böschungen sind im gewachsenen Boden mit einer Neigung von mindestens 1 : 2 herzustellen. 
Auch bei Arbeitsböschungen ist eine Generalböschungsneigung von 1:2 einzuhalten. 
Endböschungen sind sukzessive durch eine Vorschüttung bzw. Verfüllung zu sichern. 
 
Der Abbau ist stufenförmig vorzunehmen. Dabei darf die Wandhöhe über der jeweiligen 
Arbeitssohle die Reichhöhe (höchste Arbeitshöhe) des Abbaugerätes (Löffelbagger, Schaufellader 
bzw. Greifbagger) um nicht mehr als 1 m überschreiten. Es sind ausreichend breite und 
standsichere Arbeitsbermen zu errichten, die mit einer 1 m hohen Aufwallung nach unten 
gesichert sind. Die Bermen sind stets so anzulegen, dass die Generalböschungsneigung insgesamt 
eingehalten wird. Dabei ist grundsätzlich zu beachten, dass bei befahrenen Bermen eine 
Mindestbreite von 5 m und bei unbefahrenen Bermen eine Mindestbreite von 3 m nicht 
unterschritten wird. 
 
Die Regelungen gelten vorbehaltlich weiterer Sicherungsmaßnahmen, sofern erforderlich. 
 
IV.13 Maßnahmen gegen Böschungserosion und Schadstoffeintrag 
 
An den Bereichen der Abgrabungsgrenze ohne Sichtschutzwall, an denen das anschließende 
Gelände ein Gefälle zur Abgrabung hin besitzt, ist die Erosion der Böschungen durch abfließendes 
Oberflächenwasser aus dem anschließenden Gelände und damit auch das Eindringen von 
Schadstoffen in das Grundwasser durch eine Überhöhung des Böschungsrandes durch Erdwälle 
in Höhe von 0,70 m zu verhindern. Dennoch auftretende Erosionsschäden sind sofort zu 
beseitigen. 
 
Die Oberflächenentwässerung ist so zu gestalten, dass eine Beeinträchtigung von 
Nachbarparzellen ausgeschlossen ist. 
 
IV.14 Auflagen zur Verfüllung 
 
Die Verfüllung erfolgt in zwei Höhenabschnitten von unten nach oben. 
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A) Zwischen dem höchsten zu erwartenden Grundwasserstand zuzüglich des 
Sicherheitsabstands nach § 8 Abs. 3 BBodSchV von 1,5 m und der Unterkante der 
Rekultivierungsschicht. 
 
Verfüllung mit Bodenmaterial mit den Abfallschlüsselnummern 170504 und 170506 (Qualität: 
Anlage 1, Tabelle 4 der BBodSchV bzw. Anlage 1, Tabelle 3 der Ersatzbaustoffverordnung (EBV), 
BM-0*/BG-0* Material) mit bis zu max. 10 % Fremdbestandteilen. 
 
B) Rekultivierungsschicht nach § 8 Abs. 3 Nr. 4 Satz 1 BBodSchV mit mindestens 2,0 m 
Mächtigkeit. 
 
Vorhandener zwischengelagerter sowie direkt wieder eingebauter Oberboden und Abraum und 
sauberer Boden mit der Abfallschlüsselnummer 170504 ohne erkennbare (mineralische) 
Fremdbestandteile und Einhaltung von 70% der Vorsorgewerte der BBodSchV (Tabellen 1 und 2 
der BBodSchV). 
 
Zur Überprüfung der Einhaltung der Werte nach Buchstaben A) und B) sind stets die Feststoff- 
und Eluatgehalte des Verfüllmaterials zu bestimmen. 
Die Verfüllung ist sukzessive unmittelbar dem Abbaufortschritt folgend durchzuführen.  
 
Beim Verfüllen durch Abkippen sind die einschlägigen Unfallverhütungsvorschriften zu beachten. 
 
Durch die Verfüllung muss, unter Berücksichtigung künftiger Setzungen, allseitig ein niveau-
gleicher Übergang zu den Nachbargrundstücken und somit die ursprüngliche Geländetopografie 
wiederhergestellt werden. 
 
IV.14.1 Auflagen Verfüllbereich A) 
 
A) Zwischen dem höchsten zu erwartenden Grundwasserstand zuzüglich des Sicherheitsabstands 
nach § 8 Abs. 3 BBodSchV von 1,5 m und der Unterkante der Rekultivierungsschicht. 
 
Es darf nur nicht verunreinigter Bodenaushub mit der Zuordnung zur Abfallschlüsselnummer: 
 
17 05 04 Boden und Steine mit Ausnahme derjenigen, die unter 17 05 03 fallen 
 sowie  
 
17 05 06 Baggergut mit Ausnahme desjenigen, das unter 17 05 05 fällt (grundsätzlich nur mit 
Analyse) 
 
oder 
 
Bodenmaterial und Baggergut der Klasse BM-0/BG-0 oder BM-0*/BM-BG-0*gemäß 
Ersatzbaustoffverordnung mit max. 10 % mineralischen Fremdbestandteilen 
 
verwendet werden. 
 
Ausdrücklich von der Verfüllung ausgenommen sind insbesondere: 
• Oberboden / Mutterboden (Ausnahme: Verwendung in der Rekultivierungsschicht); 
• Bodenmaterial / Baggergut mit mehr als 10 % Fremdbestandteilen (z.B. Materialklassen  
BM-F0* / BG-F0*, BM-F1 / BG-F1 etc.); 
• Gefährliche Stoffe enthaltende Abfälle aus der physikalischen und chemischen 
Weiterverarbeitung von nichtmetallhaltigen Bodenschätzen (Abfallschlüssel 01 04 07);  
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• Boden und Steine, die gefährliche Stoffe enthalten (Abfallschlüssel 17 05 03); 
• Reststoffe aus der mechanischen Behandlung von Abfällen (z.B. Abfallschlüssel 19 12 09); 
• Bau- und Abbruchabfälle sowie Straßenaufbruch; 
• Abfälle, die in Anlagen zum Brechen, Mahlen oder Klassieren anfallen. 
 
Anlieferung von Bodenaushub mit der Abfallschlüsselnummer 170504 oder 170506 bzw.  
BM-0/BG-0 und BM-0*/BM-BG-0* 
 
Bei Anlieferung von Bodenaushub mit den Abfallschlüsselnummern 170504 und 170506 bzw. 
BM-Material ist das Material von einer fachlich geeigneten Person einer Eingangskontrolle zu 
unterziehen. Jede Charge (LKW-Ladung) des zur Verfüllung beabsichtigten Materials ist 
organoleptisch auf Auffälligkeiten hinsichtlich Farbe, Geruch und Fremdbestandteile (z.B. 
Bauschutt, Ziegel-/Betonbruch, Verbrennungsrückstände, Schlacken, sonstige Abfälle) zu 
überprüfen.  
Bodenmaterial, welches als BM-0/BG-0 oder BM-0*/BG-0* deklariert ist und mehr als 10 % 
Fremdmaterial enthält, ist abzuweisen, da es sich dann um BM-F0/BG-F0 oder BM-F0*/BG-F0* 
Material handelt.  
Bei Auffälligkeiten (z.B. organoleptisch oder >10 % Fremdmaterial) ist das Bodenmaterial 
abzuweisen oder auf einem geeigneten Lagerplatz zwischenzulagern und durch repräsentative 
Haufwerk-Beprobungen zu belegen, dass keine Verunreinigung des Bodenaushubs vorliegt bzw. 
weniger als 10 % Fremdstoffe in dem Material vorhanden sind. 
Dabei sind die allgemeinen Vorschriften des § 19 BBodSchV und insbesondere bei der 
Haufwerksbeprobung die Vorschriften des § 21 BBodSchV (Probenahme entsprechend LAGA PN 
98) zu beachten. Der Untersuchungsumfang richtet sich zunächst nach Tabelle 1 bzw. nach 
Tabelle 2, wenn es sich um BM-Material handelt. 
 
In Einzelfällen kann es erforderlich werden weitere Parameter, z.B. die in der Anlage 1, Tabelle 5 
der BBodSchV genannten zusätzlichen Halbmetalle/Metalle (Sb, Co, Mo, Se, V) zu untersuchen.  
 
Die Ergebnisse der Vorprüfung des angelieferten Bodenaushubs und Auskünfte über Herkunft, 
Anlieferer, Menge und Unbedenklichkeit, müssen durch die fachlich geeignete Person in einem 
Protokoll und durch einen Eintrag im Betriebstagebuch nachvollziehbar festgehalten werden. 
 
Bei der Anlieferung sind neben der Zuordnung zur Abfallschlüsselnummer bzw. Zuordnung zur 
Ersatzbaustoffklasse (Materialklasse) mindestens folgende Daten festzuhalten und 
Überprüfungen durchzuführen: 
 

- Abfallmengen in Tonnen oder m³ 
 

- Herkunft des Bodenaushubs (Baustelle, Ort, Straße, Haus-Nummer bzw.   Gemarkung, Flur, 
Flurstück und ehemalige Nutzung) 

 
- Anlieferer des Bodenaushubs (Firma, Kfz-Kennzeichen, Fahrer) 

 
- Dokumente nach § 6 Abs. 7 BBodSchV:  
vorhandene Analysenergebnisse (oder ein Vermerk zu Analysen und gesonderte 
Aufbewahrung der Ergebnisprotokolle) bzw. die Dokumentation für das Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 6 Absatz 6 BBodSchV der Entbehrlichkeit/ Absehbarkeit von 
analytischen Untersuchungen (§6 Abs. 7 BBodSchV)  
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- Sofern keine Analyseergebnisse vorliegen, muss ein Protokoll der durch den 
Betriebsbeauftragten durchgeführten organoleptischen Prüfung beiliegen. 

 
- Probenahmeprotokolle 

 
- Ergebnisse von Kontrolluntersuchungen und –messungen 

 
- Störungen/Unfälle im Betriebsablauf 

 
- Abgewiesene Fahrzeuge/Anlieferer mit Angabe der vorgenannten Auskünfte 

 
- Das Betriebstagebuch ist von der verantwortlichen Person täglich vollständig auszufüllen. 

 
- Das Betriebstagebuch kann mittels elektronischer Datenverarbeitung geführt werden. Es ist 

dokumentensicher anzulegen und vor unbefugtem Zugriff zu schützen. 
 
Bei Böden der Abfallschlüsselnummer 170504 kann ausgehend von DIN 19731 Nr. 5 in der Regel 
von einem unbelasteten Zustand ausgegangen und auf eine chemisch-analytische Untersuchung 
verzichtet werden, wenn: 
 

a) sich bei einer Vorerkundung nach § 18 BBodSchV durch einen Sachverständigen im 
Sinne des § 18 des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) oder durch eine Person 
mit vergleichbarer Sachkunde keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Materialien die 
Vorsorgewerte nach Anlage 1 Tabelle 1 und 2 BBodSchV überschreiten und keine 
Hinweise auf weitere Belastungen der Materialien vorliegen. 

 
b) die Menge der Materialien nicht mehr als 500 m³ beträgt und sich nach 

Inaugenscheinnahme der Materialien am Herkunftsort und aufgrund der Vornutzung 
der Grundstücke keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Materialien die 
Vorsorgewerte nach Anlage 1 Tabelle 1 und 2 BBodSchV überschreiten und keine 
Hinweise auf weitere Belastungen der Materialien vorliegen 

 
c) es sich um Bodenaushub handelt, der innerhalb von Flächen ohne gewerbliche, 

industrielle, oder militärische Vornutzung entnommen wird und der im Rahmen einer 
Neuerschließung bei Baumaßnahmen anfällt (z.B. Neubebauung oder 
Kanalbaumaßnahmen in vormals land- oder forstwirtschaftlichen Gebieten)  

 
d) jede der im Folgenden aufgezählten Vornutzungen nachweislich ausgeschlossen 

werden können. 
 
Bei Böden, die aus den im Folgenden genannten Bereichen/Vornutzungen stammen, kann 
erfahrungsgemäß nicht von einem unbelasteten Zustand ausgegangen werden:  
 

e) Böden aus Gebieten mit geogener Vorbelastung (z. B. Stolberger Raum, Flächen 
zwischen Brachelen (K14) und Rurich (Malefinkbach) und grundsätzlich Böden aus 
Überschwemmungsgebieten (z. B. Rur / Wurm / Schwalm/ Maas) (auch 
Regenrückhaltebecken) sowie Baggergut aus Bachsedimenten (SM1, Mineralöl-
Kohlenwasserstoffe, PAK, PCB); 

 
f) Böden aus innerstädtischen Bereichen, Gewerbe- und Industriegebieten und aus 

Bereichen mit militärischer Vornutzung (einzelfallspezifische Verunreinigungen);  
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g) Böden aus dem Kernbereich urbaner und industriell geprägter Gebiete, z. B. 
Innenstadtbereiche größerer Städte (einzelfallspezifische Verunreinigungen); 

 
h) Böden aus dem Straßenrandbereich (Seitentrennstreifen bis max. 2 m und Bankette 

bis max. 1,5 m), sowie Straßenunterbau (SM1, Polycyclische aromatische 
Kohlenwasserstoffe (PAK), MKW, Bor, Cyanid (leicht freisetzbar), Ausnahme: 
Erschließungen bei Neubaumaßnahmen;  

 
i) Böden aus altlastenverdächtigen Flächen, Altlasten und sanierten Flächen und deren 

Umfeld sowie Boden- und Grundwasserschadensfällen und deren Umfeld 
 

j) Böden aus Flächen auf denen langjährig unbehandeltes Abwasser verrieselt wurde 
bzw. versickern konnte (SM1, Bor, EDTA, AOX, PCB, PAK, PCDD/F, LHKW; BTX, 
Nährstoffe); 

 
k) Böden neben Bauten mit korrosionshemmenden Anstrichen (z. B. behandelte 

Strommasten, Brücken) (SM1, Polychlorierte Biphenyle (PCB)); 
 

l) Böden im Einwirkungsbereich relevanter Emittenten, z. B. Zement-/Asphaltwerke, 
Krematorien, Müllverbrennungsanlagen, Gerbereien, Chemische Reinigungen, 
(Chemisch-Physikalische) Abfallbehandlungsanlagen, Tankstellen, Friedhöfe und 
Böden aus Wirkungsflächen der Elektro- oder Metallindustrie (einzelfallspezifische 
Verunreinigungen); 

 
m) Abraummaterial des (historischen) Bergbaus und dessen Einwirkungsbereich (SM1, 

Cyanide, PAK, Salze); 
 

n) Böden von Flächen mit dem Verdacht auf unsachgemäße Aufbringung von 
Klärschlamm und Komposten oder Pflanzenschutzmitteln (SM1, PAK, PCB, PCDD/F, 
Cyanide, Pflanzenschutzmittel (PSM), EDTA, Nährstoffe) 

 
o) Böden von Flächen, die langjährig als Klein- und Hausgärten genutzt wurden (SM1, 

Organochlorpestizide, PAK, PSM). 
 

p) Böden von Waldstandorten (SM1, Organochlorpestizide, PAK, PCDD/F). (SM1 sind 
die Schwermetalle Blei, Cadmium, Chrom, Kupfer, Nickel, Quecksilber, Thallium, 
Vanadium, Molybdän und Zink sowie das Halbmetall Arsen.) 

 
Bei den oben genannten Böden e) bis p) ist eine chemische Analyse auf die in der Tabelle 1 
angegebenen Parameter je LKW-Ladung zu verlangen.  
 
Bei größeren Mengen ist wie folgt zu verfahren: 
 
Bei den gelieferten Böden muss sichergestellt sein, dass sie dem Ziel der Untersuchung 
entsprechend hinreichend repräsentativ erfasst wurden. 
 
Sollten mehrere Ladungen aus ein und derselben Maßnahme stammen, ist zu prüfen, ob 
Materialien aus verschiedenen Chargen stammen. Falls ja, ist jede Charge einer Einzelfallprüfung 
gemäß LAGA PN 98 auf Homogenität bzw. Heterogenität zu unterziehen.  
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Bei heterogenem Material sind die einzelnen Chargen bzw. Haufwerke nach Vorgabe der Tabelle 
2 der LAGA PN 98 vor Verbringung die Abgrabung repräsentativ zu beproben und zu 
analysieren.  
 
Bei homogenem Material ist vom Abfallanlieferer eine Bestätigung abzugeben, dass es sich um 
homogenes Material handelt, von dem ausgegangen werden kann, dass es sich bei der vorgelegten 
Mischprobe um eine für die Charge repräsentative Probe handelt. 
 
Die Ergebnisse der Analysen von Materialien aus den oben genannten Vornutzungen sind der 
Genehmigungsbehörde zur Vorlage bereit zu halten und auf Verlangen vorzulegen. 
Abweichungen hiervon bedürfen der Abstimmung mit der Genehmigungsbehörde. 
 
Es ist zwingend eine Analyse vom Betriebsbeauftragten anzufordern, wenn keine Angaben zum 
Herkunftsort bzw. zur Vornutzung vorliegen. 
 
Bodenmaterial aus Altstandorten oder altlastenverdächtigen Flächen ist ohne gutachterliche 
Begleitung der Sanierungsmaßnahme und Vorlage unbedenklicher Analyseergebnisse 
grundsätzlich von der Verfüllung ausgeschlossen. 
 
Bei unklarer Sachlage ist mit der Überwachungsbehörde Rücksprache zu halten. Im Einzelfall 
kann die zuständige Behörde bei Kenntnis zur Vornutzung bzw. Herkunft des Materials den 
Parameterumfang einschränken oder ausweiten. 
 
Sofern im Rahmen von Überprüfungen durch die Überwachungsbehörde oder Anzeigen Dritter, 
Zweifel an der Qualität des zur Verfüllung/Rekultivierung verwandten Bodenmaterials bestehen 
(z. B. stoffliche, visuelle oder geruchliche Auffälligkeiten des Materials), kann die 
Genehmigungsbehörde jederzeit eine Bodenuntersuchung gemäß der Tabelle 1 auf Kosten des 
Genehmigungsinhabers durch eine nach DIN EN ISO/IEC 17025 oder DIN EN ISO/IEC 17020 
akkreditierte Untersuchungsstelle verlangen. 
 
 
Qualitätsanforderungen gemäß Anlage 1, Tabelle 4 der BBodSchV: 
Es sind stets die Feststoffgehalte und Eluatgehalte des Bodenmaterials zu bestimmen. 
 
Tabelle 1 : 
 

Stoff Feststoffwert Eluatwert 

elektr. Leitfähigkeit  350 µS/cm 6 350 µS/cm 6 

Anorganische Stoffe  bei TOC <0,5 % 
bei TOC >0,5 
%-1,0 % 

 mg/kg µg/l µg/l 

Arsen 20 8 13 

Blei  140 23 43 

Cadmium  1 2 4 

Chrom (ges)  120 10 19 

Kupfer  80 20 41 

Nickel 100 20 31 

Quecksilber  0,6 0,1 0,1 
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Thallium  1 0,2 0,3 

Zink  300 100 210 

Sulfat1  250000 250000 

Organische Stoffe    

Summe PCB64 und 
PCB -118 

0,1 0,01 0,01 

PAK n. EPA16  3(6)   

PAK15 2  0,2 3 0,2 3 

Naphthalin und 
Methylnaph-thaline 

 2 2 

Extrahierbare 
organisch 
gebundene 
Halogene (EOX) 

1   

Kohlenwas-serstoffe 300(600)5   

TOC 1 Masse %   

 
1 Bei Überschreitung des Wertes ist die Ursache zu prüfen. Handelt es sich um naturbedingt erhöhte 
Sulfatkonzentrationen ist eine Verwertung innerhalb der Abgrabung möglich.  
2 PAK15; PAK16 ohne Naphthalin und Methylnaphthaline 
3 Eluatwert ist maßgeblich, wenn der Vorsorgewert von PAK16 (3 mg/kg) nach Anlage 1 Tabelle 2 der BBodSchV 
überschritten wird. 
4 PCB6 : Summierung der 6 Ballschmiter Kongenere (PCB 28, 52, 101, 138, 153, 180) 
5 Die angegebenen Zuordnungswerte gelten für Kohlenwasserstoffverbindungen mit einer Kettenlänge von C10 bis 
C22. Der Gesamtgehalt, bestimmt nach DIN EN 14039 (C10 bis C40), darf insgesamt den in Klammern genannten Wert 
nicht überschreiten. 
6 Stoffspezifischer Orientierungswert; bei Überschreitung ist die Ursache zu überprüfen 

 
Eingebrachtes, verunreinigtes Material, welches die in der Tabelle 1 geforderten 
Qualitätsparameter nicht einhält oder andere umweltgefährdende Schadstoffe enthält, ist 
unverzüglich unter Mengenangabe und Nachweis des Entsorgungsweges aus der Abgrabung zu 
entfernen. Diese Maßnahmen sind durch einen gemeinsam mit der unteren Umweltbehörde 
vereinbarten unabhängigen Gutachter zu begleiten und zu dokumentieren.  
 
 
Qualitätsanforderungen an BM-0/BG-0 und BM-0*/BG-0* Material 
 
Im Bereich von der Grubensohle bis zur Unterkante der Rekultivierungsschicht darf nur 
Bodenmaterial BM-0/BG-0 und BM-0*/BG-0* Material verkippt werden, welches die Werte der 
unten stehenden Tabelle 2 einhält. BM-0*/BG-0* Material ist grundsätzlich sowohl im Feststoff 
als auch im Eluat zu untersuchen: 
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Tabelle 2: Ersatzbaustoffverordnung (EBV) 
 

Parameter Dimension BM-0/ 
BG-0 
 
Sand2  

BM-0/ 
BG-0 
 
Lehm, 
Schluff2 

BM-0/ 
BG-0 
 
Ton2 

BM-0*/ 
BG-0* 
TOC-
Gehalt 
zwischen 
0-0,5 M% 

BM-0*/ 
BG-0* 
TOC-
Gehalt 
zwischen 
0,5-1 M% 

TOC Masse % 1 1 1 1 1 

Mineralische 
Fremdbestandteile 

Vol % bis 10 bis 10 bis 10 bis 10 bis 10 

pH-Wert 1 
    

6,5-9,5 6,5-9,5 

Elektrische 
Leitfähigkeit 1 

µS/cm    350 350 

EOX mg/kg 1 1 1 1 1 

Kohlenwasserstoffe4 mg/kg    300 (600) 300(600) 

PAK165 (nach EPA) mg/kg 3 3 3 6 6 

PAK156 (PAK16 
ohne Naphtalin u. 
Methylnaphtalin) 

µg/l    0,2 0,2 

Naphtalin und 
Methylnaphtaline, 
gesamt 

µg/l    2 2 

Benzo(a)pyren mg/kg 0,3 0,3 0,3 
 

 

PCB6 und PCB-118 mg/kg 0,05 0,05 0,05 0,1 0,1  
µg/l    0,01 0,01 

Arsen mg/kg 10 20 20 20 20  
µg/l    8  13 

Blei mg/kg 40 70 100 140 140  
µg/l    23  43 

Cadmium mg/kg 0,4 1 1,5 13 13 
 

µg/l    2  4 

Chrom, gesamt mg/kg 30 60 100 120 120  
µg/l    10  19 

Kupfer mg/kg 20 40 60 80 80  
µg/l    20  41 

Nickel mg/kg 15 50 70 100 100  
µg/l    20  31 

Quecksilber mg/kg 0,2 0,3 0,3 0,6 0,6  
µg/l    0,1 0,1 

Thallium mg/kg 0,5 1 1 1 1  
µg/l    0,2  0,3 

Zink mg/kg 60 150 200 300 300  
µg/l    100  210       

 

Sulfat 7 mg/l 250 250 250 250 250 

 
1 Stoffspezifischer Orientierungswert; bei Überschreitung ist die Ursache zu überprüfen.  
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2 Bodenarten-Hauptgruppen gemäß Bodenkundlicher Kartieranleitung, 5. Auflage, Hannover 2009 (KA 5); stark 
schluffige Sande, lehmig-schluffigeSande und stark lehmige Sande sowie Materialien, die nicht bodenartspezifisch 
zugeordnet werden können, sind entsprechend der BodenartLehm/Schluff zu bewerten. 
3 Der Wert 1 mg/kg gilt für Bodenmaterial der Bodenarten Sand und Lehm, Schluff. Für Bodenmaterial der Bodenart 
Ton gilt der Wert 1,5 mg/kg. 
4 Die angegebenen Zuordnungswerte gelten für Kohlenwasserstoffverbindungen mit einer Kettenlänge von C10 bis 
C22. Der Gesamtgehalt, bestimmt nach DIN EN 14039 (C10 bis C40), darf insgesamt den in Klammern genannten Wert 
nicht überschreiten. 
5 PAK16: Stellvertretend für die Gruppe der polyzyklischen aromatischenKohlenwasserstoffe (PAK) werden nach der 
Liste der EnvironmentalProtection Agency (EPA) 16 ausgewählte PAK untersucht: Acenaphthen, Acenaphthylen, 
Anthracen, Benzo[a]anthracen, Benzo[a]pyren, Benzo[b]fluoranthen, Benzo[g,h,i]perylen, Benzo[k]fluoranthen, 
Chrysen,Dibenzo[a,h]anthracen, Fluoranthen, Fluoren, Indeno[1,2,3-cd]pyren,Naphthalin, Phenanthren und Pyren. 
6 PAK15: PAK16 ohne Naphthalin und Methylnaphthaline. 
7 Bei Überschreitung des Wertes ist die Ursache zu prüfen. Handelt es sich um naturbedingt erhöhte 
Sulfatkonzentrationen ist eine Verwertung innerhalb der Abgrabung möglich.  

 
Eingebrachtes, verunreinigtes Material, welches die in der Tabelle 2 geforderten 
Qualitätsparameter nicht einhält oder andere umweltgefährdende Schadstoffe enthält, ist 
unverzüglich unter Mengenangabe und Nachweis des Entsorgungsweges aus der Abgrabung zu 
entfernen. Diese Maßnahmen sind durch einen gemeinsam mit der unteren Umweltbehörde 
vereinbarten unabhängigen Gutachter zu begleiten und zu dokumentieren.  
 
Fremdüberwachung Teilbereich A 
 
Es ist eine Fremdüberwachung der Verfüllung durch einen unabhängigen Sachverständigen zu 
Lasten des Betreibers durchzuführen. Dabei ist die Probenahme von einem Sachverständigem 
nach § 18 des Bundes-Bodenschutzgesetzes oder Personen mit vergleichbarer Sachkunde zu 
entwickeln und zu begründen, zu begleiten und zu dokumentieren. Die Analytik/Probenahme ist 
von einer nach DIN EN ISO/IEC 17025 oder DIN EN ISO/IEC 17020 akkreditierten oder nach 
Regelungen der Länder gemäß § 18 Satz 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes notifizierten 
Untersuchungsstelle durchzuführen. 
 
Das Probenahmekonzept ist der Überwachungsbehörde zur Prüfung spätestens vor Beginn der 
Verfüllung mit Fremdmaterialien vorzulegen.  
 
Die Überwachungsbehörde teilt dem Betreiber kurzfristig den zeitlichen Rahmen der 
Probennahme mit. Planung, Terminierung und Durchführung der Probeschürfe sind mit der 
Genehmigungsbehörde abzustimmen.  Die Genehmigungs-/Überwachungsbehörde ist jederzeit 
berechtigt der Probenahme beizuwohnen. Kommt der Genehmigungsinhaber der Terminierung 
nicht nach, kann die Genehmigungsbehörde den Termin verbindlich festlegen. 
 
Die Fremdüberwachung ist mindestens halbjährlich mittels Probeschürfung durchzuführen. Die 
Anzahl der jeweils durchzuführenden Schürfe wird in Abhängigkeit vom jeweiligen 
Verfüllfortschritt und von der Art der verfüllten Materialien etc. durch die 
Genehmigungsbehörde vor Ort angeordnet. Dabei ist mindestens eine repräsentative 
Mischprobe je 40.000 m³ verfülltes Fremdmaterial mittels Baggerschürfe gem. Tabelle 2 zu 
untersuchen. 
Als repräsentativ gilt eine Probe dann, wenn deren Eigenschaften weitestgehend den 
Durchschnittseigenschaften der Grundmenge des Prüfgutes entspricht. Die Probenahme und 
Repräsentativität der Probe ist durch den Sachverständigen zu bestätigen 
(Probenahmeprotokoll).  
 
Das Analyseergebnis ist mir umgehend nach Erhalt in digitaler Form (XML-Dokument oder CSV-
Dateiformat) weiterzuleiten.  
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Der Genehmigungsinhaber hat die dafür benötigten Geräte (z.B. geeigneter Bagger mit 
ausreichend langem Greifarm) und Arbeitskräfte zur Verfügung zu stellen. Von der 
Fremdüberwachung ausgenommen ist grubeneigenes Material inkl. Material aus dem 
Deckgebirge der Grube. Bei offensichtlicher Inaktivität hinsichtlich der Verfüllung der Grube 
kann nach Rücksprache mit der Genehmigungsbehörde auf die Probenahme im Ausnahmefall 
verzichtet werden.  
 
IV.14.2 Auflagen Rekultivierungsschicht B) 
 
B) Rekultivierungsschicht nach § 8 Abs. 3 Nr. 4 Satz 1 BBodSchV mit mindestens 2,0 m 
Mächtigkeit. 
 
In dem Bereich, der nach abgeschlossener Rekultivierung landwirtschaftlich genutzt werden soll, 
darf nur für diesen Zweck geeigneter Boden verwendet werden. Die Gesamtstärke der 
Rekultivierungsschicht wird auf 2 Meter festgesetzt. 
 
Die 2 Meter Boden sollen aus dem dort vorhandenen zwischengelagerten sowie dem direkt 
wieder eingebauten Oberboden- und Abraummaterial hergestellt werden, da dieser die 
ursprünglich vorhandenen Bodenwertzahlen erfüllen kann. 
 
Zuzufahrendes Fremdmaterial zur Herstellung der Rekultivierungsschicht, muss 70 % der 
Vorsorgewerte der Bundes-Bodenschutzverordnung für die Bodenart Lehm einhalten (Tabellen 
3 und 4). 
 
Beim Fremdmaterial darf nur reiner Bodenaushub mit der Abfallschlüsselnummer 17 05 04 
„Boden und Steine mit Ausnahme derjenigen, die unter 17 05 03 fallen“ verwendet werden, 
welcher die Werte der Tabellen 3 und 4 einhält. 
 
Dabei ist darauf zu achten, dass das Material keine Störstoffe und mineralische 
Fremdbestandteile enthält. Bodenmaterialien der Klasse 0 (BM-0/BG-0) entsprechend der 
Ersatzbaustoffverordnung dürfen nicht verwendet werden, es sei denn es handelt sich um 
Bodenmaterial im Sinne von § 2 Nummer 6 der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung, 
welches nach dem Aushub nicht mit anderen Ersatzbaustoffen als Bodenmaterial vermischt 
wurde und mindestens 70 % der Vorsorgewerte für die Bodenart Lehm/Schluff nach den Tabellen 
3 und 4 einhält und mindestens alle 500 cbm untersucht wurde. 
 
Tabelle 3:  Qualität des zuzufahrenden Fremdmaterials (70 % der Vorsorgewerte der 
BBoSchV) (Anorganische Stoffe) 

 

Anorganische 
Stoffe1 

70 % [nach Anlage 1, Tabelle 
1 BBodSchV] 

 

 mg/kg TM  

Arsen 14  

Blei 3  49  

Cadmium 4 0,7  

Chrom (ges)  42  

Kupfer  28  

Nickel5 35  
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Quecksilber 0,21  

Thallium 0,7  

Zink6 105  

 
1 entsprechen 70 % der Vorsorgewerte Lehm nach Anlage 1, Tabelle 1 BBodSchV 
3 Bei Blei gelten bei einem pH-Wert < 5,0 bei der Bodenart Ton 70 % der Vorsorgewerte der Bodenart Lehm/Schluff 
und bei der Bodenart Lehm/Schluff 70 % der Vorsorgewerte der Bodenart Sand. 
4 Bei Cadmium gelten bei einem pH-Wert < 6,0 bei der Bodenart Ton 70 % der Vorsorgewerte der Bodenart 
Lehm/Schluff und bei der Bodenart Lehm/Schluff 70 % der Vorsorgewerte der Bodenart Sand. 
5 Bei Nickel gelten bei einem pH-Wert < 6,0 bei der Bodenart Ton 70 % der Vorsorgewerte der Bodenart Lehm/Schluff 
und bei der Bodenart Lehm/Schluff 70 % der Vorsorgewerte der Bodenart Sand. 
6 Bei Zink gelten bei einem pH-Wert < 6,0 bei der Bodenart Ton 70 % der Vorsorgewerte der Bodenart Lehm/Schluff 
und bei der Bodenart Lehm/Schluff 70 % der Vorsorgewerte der Bodenart Sand. 

 
Tabelle 4:  Qualität des zuzufahrenden Fremdmaterials (70 % der Vorsorgewerte der 
BBodSchV (Organische Stoffe) 

 
 

Organische 
Stoffe1 

70 % [nach Anlage 1, 
Tabelle 1 BBodSchV] 
TOC Gehalt <4% 

 

   

   

Summe aus PCB6 
und PCB-118 2 

0,035  

Benzo(a)pyren 0,21  

PAK16 
3 2,1  

 
1 entsprechen 70 % der Vorsorgewerte Lehm nach Anlage 1, Tabelle 1 BBodSchV, bei max. 4% TOC 
2 Summe aus PCB6 und PCB-118: Stellvertretend für die Gruppe der polychlorierten Biphenyle (PCB) werden für PCB 
Gemische sechs Leit-Kongenere nach Ballschmiter (PCB-Nummer 28, 52, 101, 138, 153, 180) sowie PCB-118 
untersucht. 
3 PAK16: Stellvertretend für die Gruppe der polyzyklischen aromatischenKohlenwasserstoffe (PAK) werden nach der 
Liste der EnvironmentalProtection Agency (EPA) 16 ausgewählte PAK untersucht: Acenaphthen, Acenaphthylen, 
Anthracen, Benzo[a]anthracen, Benzo[a]pyren,Benzo[b]fluoranthen, Benzo[g,h,i]perylen, Benzo[k]fluoranthen, 
Chrysen,Dibenzo[a,h]anthracen, Fluoranthen, Fluoren, Indeno[1,2,3-cd]pyren,Naphthalin, Phenanthren und Pyren 

 
Fremdüberwachung Teilbereich B (Rekultivierungsschicht) 
 
Der Wiedereinbau der zwischengelagerten sowie direkt wieder eingebauten autochthonen 
Böden und des erforderlichen Fremdmaterials für die Rekultivierungsschicht ist durch einen mit 
der Behörde vereinbarten Bodengutachter mittels einer bodenkundlichen Baubegleitung zu 
überwachen und zu dokumentieren. 
 
Beim Aufbringen des Bodens sind die Anforderungen an einen guten Bodenaufbau und ein 
stabiles Bodengefüge zu beachten. Die Materialien müssen unter Berücksichtigung des jeweiligen 
Einbauortes geeignet sein, die für den Standort erforderlichen Bodenfunktionen sowie die 
chemischen und physikalischen Eigenschaften des Bodens zu sichern oder wiederherzustellen. 
Die Anforderungen der DIN 19639 und der DIN 19731 sind zu beachten. 
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Vor einer Abnahme der Fläche ist die Einhaltung der Werte der Tabellen 3 und 4 dieser 
Genehmigung im Rahmen einer Fremdüberwachung bzw. der bodenkundlichen Baubegleitung 
mittels repräsentativer Mischproben nachzuweisen. Die Anzahl der Mischproben richtet sich 
nach § 22 Absatz 4 der BBodSchV. Jede Mischprobe muss aus mindestens 20 Einzelstichproben 
je Teilbereich erfolgen. Die Forderung weiterer Analyseparameter behalte ich mir ausdrücklich 
vor. 
 
Die Untersuchungstiefe hängt davon ab, in welchem Tiefenbereich die Fremdböden eingebaut 
wurden, da die wiedereingebauten autochthonen Böden nicht untersucht werden müssen. Es ist 
daher vorab im Rahmen des Einbaus zu dokumentieren, an welchen Stellen (Abbauabschnitte) 
und in welcher Tiefenlage die Fremdböden eingebaut wurden. 
 
Die Probenahme ist von einer nach DIN EN ISO/IEC 17025 oder DIN EN ISO/IEC 17020 
akkreditierten oder nach Regelungen der Länder gemäß § 18 Satz 2 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes notifizierten Untersuchungsstelle durchzuführen. 
 
Dabei sind die Verfahren, die in Anlage 3 in den Tabellen 1, 4 und 5 der BBodSchV beschrieben 
sind, anzuwenden. 
 
Für die landwirtschaftliche genutzten Bereiche ist zu gewährleisten, dass die Ertragsfähigkeit der 
Böden nachhaltig wiederhergestellt wird. 
 
Bei der Herstellung der durchwurzelbaren Bodenschicht ist die DIN 19731 zu beachten. 
Insbesondere bei lehmig-schluffigen Material, zu hoher Bodenfeuchte und ungeeignetem Gerät 
drohen Bodenverdichtungen mit der Folge von Staunässebildung und 
Durchwurzelungshemmnissen. 
 
 
Nach der Fertigstellung der Rekultivierungsschicht werden folgende Maßnahmen empfohlen: 
 

• Der Aufbau eines stabilen Bodengefüges ist durch Kalkung, Phosphordüngung oder 
organische Düngung zu fördern. 

• Bewirtschaftungsmaßnahmen sind nur bei ausreichend trockenem und tragfähigem 
Boden durchzuführen. 

• Als erste Folgekultur sind mehrjährige, starkwurzelnde Pflanzen (z.B. Luzerne über eine 
Zeitspanne von 3 Jahren) anzubauen. 

• Hackfrüchte und Mais sollten möglichst nicht vor dem sechsten Folgejahr angebaut 
werden. 

 
IV.15 Betriebstagebuch 
 
Zum Nachweis eines ordnungsgemäßen Betriebes ist ein Betriebstagebuch zu führen. In dieses 
sind mit Datum und Uhrzeit einzutragen: 
 

- Verantwortlicher Diensthabender Betriebsbeauftragter 
- Geräteeinsatz auf dem Gelände 
- Anlieferer des Bodenaushubs (Firma, KFZ-Kennzeichen, Fahrer) 
- Anliefermengen in Tonnen oder m³ 
- Zuordnung des angelieferten Bodenaushubs zu einer Abfallschlüsselnummer 
- Herkunft des Bodenaushubs (Baustelle, Ort, Straße, Haus-Nr., bzw. Gemarkung, 

Flur, Flurstück) sowie ehemalige Nutzung  
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- Hinweis auf vorhandene Gütenachweise des angelieferten Bodenaushubs 
- Betriebsstörungen und besondere Vorkommnisse (z.B. Brände, Unfälle, 

Geräteausfall, Abweisungen von Fahrzeugen mit nicht zugelassenen Materialien) 
- Hinweis auf Kontrolluntersuchungen, –messungen und Analysen (bei einer 

organoleptischen Prüfung ist ein Protokoll beizulegen) 
- Durchführung von landschaftspflegerischen Arbeiten 

 
Die vorhandenen Gütenachweise und die Ergebnisse der Kontrolluntersuchungen, –messungen 
und Analysen sind gesondert aufzubewahren. 
 
Das Betriebstagebuch ist vom diensthabenden Verantwortlichen täglich vollständig auszufüllen 
und abschließend zu unterschreiben. Werktage, an denen kein Betrieb stattfindet, sind 
spätestens am nächsten Betriebstag als solche zu vermerken.  
 
Das Betriebstagebuch ist dokumentensicher anzulegen und vor unbefugtem Zugriff zu schützen. 
 
Das Betriebstagebuch und sämtliche Protokolle und Analyseergebnisse müssen für die 
Überwachungsbehörde jederzeit einsehbar sein oder der Überwachungsbehörde auf 
Anforderung (als Kopie) zugesandt werden und sind mindestens bis zum Abschluss der 
Wasserüberwachung aufzubewahren. 
 
IV.16 Wilde Abfälle und nicht erforderliche Materialien 
 
Wild abgekippte Abfälle sind unverzüglich einzusammeln und in einer für diese Abfälle 
zugelassenen Abfallbeseitigungsanlage zu entsorgen. Auf Verlangen ist mir die ordnungsgemäße 
Entsorgung nachzuweisen. 
 
Für die Abgrabung oder Herrichtung nicht erforderliche Materialien dürfen auf dem 
Abgrabungsgelände nicht gelagert werden. 
 
IV.17 Verkehrserschließung und -sicherheit 
 
Die Erschließung des Abgrabungsgeländes kann weiterhin über die bereits für die bestehende 
Abgrabung eingerichtete südliche Zufahrt erfolgen. 
 
Der bestehende temporäre Erschließungsweg verbindet das Betriebsgelände in südlicher 
Richtung mit der Gemeindeverbindungsstraße zwischen Randerath und Brachelen (Randerather 
Straße). Er verläuft parallel zum Wirtschaftsweg, Gemarkung Randerath, Flur 8, Flurstück 421 
und ist von diesem durch eine entsprechende Einfriedung baulich getrennt. 
 
Die von diesem Erschließungsweg gequerten Wirtschaftswege müssen weiterhin 
uneingeschränkt erreichbar bleiben und es ist sicherzustellen, dass die betroffenen Wege nach 
Abschluss der Abgrabung in ihren ursprünglichen Zustand versetzt werden. 
 
Die Einmündungsbereiche zur Randerather Straße und zum Wirtschaftsweg, Gemarkung 
Randerath, Flur 8, Flurstück 659 wurden auf einer Länge von 20 m bituminös befestigt. Darüber 
hinaus wurde die Randerather Straße zur Herstellung einer ausreichenden Tragfähigkeit für den 
Schwerlastverkehr mit einer 10 cm Tragschicht Mischgut Type C und 4 cm Asphaltbeton 0/11 
verstärkt. 
 
Durch den Betrieb bedingte Straßenverschmutzungen, sowie dadurch verursachte 
Beschädigungen der Straße/Wege sind unverzüglich zu beseitigen bzw. zu beheben.  



 
 
 

- 25 - 
 
 
Die Erschließung des erweiterten Abgrabungsgeländes soll nordwestlich der bereits 
bestehenden Abgrabung über eine zusätzliche Zufahrt erfolgen, indem die Antragstellerin den 
dort vorhandenen Wirtschaftsweg zur Kreisstraße (K) 16 ausbaut/aufweitet. Zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs hat die Antragstellerin auf ihre 
Kosten die K16 
 
 von Netzknoten 4903004 (Knoten K16/L228 in Randerath) 
 nach Netzknoten 4903069 (Kreisverkehrsplatz K16/K22 in Hilfahrt) 
 etwa von Stat.-km 1,474 bis Stat.-km 1,599 
 
gemäß den beigefügten Planunterlagen des Ingenieurbüros squadra+ (siehe Anlage 49 ff.) um- 
und auszubauen.  
 
Hierbei sind von der Antragstellerin 
 
- zur Vermeidung von Phantommarkierungen und Setzungen innerhalb des 

Ausbaubaubereichs von der westlichen Fahrbahnhälfte die Deckschicht und von der 
östlichen Fahrbahnhälfte sowohl die Deck- als auch die Binderschicht abzufräsen und neu 
aufzubringen, 

- im gesamten Ausbaubereich die, in einer noch zu erteilenden Anordnung der 
Straßenverkehrsbehörde, notwendigen Markierungs- und Beschilderungsarbeiten 
vorzunehmen, 

- zur Erhöhung der Verkehrssicherheit von Radfahrer und Fußgänger der Rad-/Gehweg im 
Einmündungsbereich zum auszubauenden Wirtschaftsweg rot einzufärben. 

 
Sämtliche Arbeiten sind fertig zu stellen und von den Straßenbaulastträgern (Stadt sowie Kreis 
Heinsberg) abzunehmen, bevor mit der Erweiterung des Abgrabungsbetriebes begonnen wird. 
Hierbei festgestellte Mängel sind spätestens innerhalb von 14 Tagen zu beseitigen. Die 
Antragstellerin hat alle in der mit der ausführenden Baufirma vereinbarten Gewährleistungsfrist 
auftretenden Mängel unverzüglich auf ihre Kosten zu beseitigen. 
 
Der Beginn der Bauarbeiten ist dem Kreisbauhof des Kreises Heinsberg, Scheifendahl 25, 52525 
Heinsberg, Tel. 02452/3443, Fax: 02452/156265) eine Woche zuvor und ihr Abschluss 
unverzüglich anzuzeigen. 
 
Durch den Abgrabungsbetrieb bedingte Straßenverschmutzungen auf der K16 sowie im 
Einmündungsbereich des Wirtschaftsweges, insbesondere im Rad-/Gehwegbereich des 
Wirtschaftsweges/Zufahrt, sind von der Antragstellerin mittels saugender Kehrmaschine oder 
sonstigem Gerät nach Bedarf, dann jedoch unverzüglich, zu beseitigen. Die Beseitigungspflicht 
erstreckt sich auch auf alle Schäden und Verunreinigungen, die durch beauftragte Unternehmen 
und deren Angehörige entstehen. 
 
Ich behalte mir weitere Forderungen (z. B. Einrichtung einer Reifenwaschanlage) für den Fall vor, 
dass dies nicht ausreicht, die Verkehrssicherheit auf der K16 zu gewährleisten. Sollten infolge der 
verkehrlichen Mehrbelastung aufgrund des Abgrabungsbetriebes Schäden oder vorzeitige 
Deckensanierungsmaßnahmen an der Kreisstraße sowie dem Rad-/Gehweg in Höhe des 
Einmündungsbereichs mit dem Wirtschaftsweg /der Zufahrt entstehen, sind diese von der 
Antragstellerin unverzüglich dem Kreisbauhof anzuzeigen und diese Beschädigungen sind zudem 
von der Antragstellerin auf deren Kosten zu beheben. 
  



 
 
 

- 26 - 
 
 
Nach Beendigung des Abgrabungsbetriebes behält sich der Straßenbaulastträger vor, nach 
seinen Vorgaben von der Antragstellerin die Wiederherstellung des ursprünglichen 
Straßenquerschnitt der K16 im Kreuzungsbereich auf Kosten der Antragstellerin zu fordern. 
 
Gemäß den von der Antragstellerin vorgelegten Planunterlagen verlaufen im Ausbaubereich der 
K16 Wasser-, Nieder- und Mittelspannungs-, Fernmelde und Glasfaserleitungen. Diese Leitungen 
liegen zukünftig voraussichtlich im Fahrbahnbereich. 
Vor Baubeginn hat die Antragstellerin der Genehmigungsbehörde daher Erklärungen aller 
Leitungsbetreiber vorzulegen, dass deren Leitungen im Ausbaubereich liegen bleiben können. 
Sofern von den Leitungsbetreibern Leitungsverlegungen gefordert werden, ist die neue Lage mit 
dem Leiter des Kreisbauhofes abzustimmen. Die Kosten der Leitungsverlegungen trägt die 
Antragstellerin. 
 
Kommt die Antragstellerin einer Verpflichtung, die sich aus dieser Genehmigung bezüglich des 
Straßenausbaus sowie der Verkehrssicherungspflicht ergibt, trotz vorheriger schriftlicher 
Aufforderung innerhalb einer ihr gesetzten Frist nicht nach oder besteht Gefahr im Verzuge, so 
ist der Straßenbaulastträger berechtigt, dass nach seinem Ermessen Erforderliche auf Kosten der 
Antragstellerin zu veranlassen. 
 
Bei Durchführung des Vorhabens während der Dunkelheit darf von etwaigen 
Beleuchtungsanlagen keine Blendwirkung auf die K16 ausgehen. Etwaige Beleuchtungsanlagen 
sind daher so zu gestalten oder abzuschirmen, dass eine Gefährdung der Sicherheit oder 
Leichtigkeit des Verkehrs auf der K16 ausgeschlossen wird. 
 
Sofern sich durch den Betrieb der geplanten Abgrabungserweiterung auch nach Einrichtung einer 
Linksabbiegerspur nachteilige Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit im Einmündungsbereich 
des Wirtschaftsweges/der Zufahrt mit der K16 zeigen, werden weitere Anforderungen in Bezug 
auf die Umgestaltung des Einmündungsbereichs vorbehalten. Die Kosten hierfür hat die 
Antragstellerin zu tragen. 
 
Beim Ausbau der Straße ist zur Herstellung der Bankettfläche hinter dem Radweg sowie eines 
Teilbereichs der Entwässerungsmulde eine Teilfläche aus dem Grundstück Gemarkung 
Randerath, Flur 6, Flurstück 169 in Anspruch zu nehmen. 
Die Antragstellerin hat die Erlaubnis zur Flächeninanspruchnahme bei der 
Grundstückseigentümerin eingeholt. Die für den Straßenausbau benötigte Teilfläche aus dem 
Flurstück 169 wurde vermessen und in das Flurstück 200 umgewandelt. Die Übertragung des 
Flurstücks 200 in das Eigentum des Kreises Heinsberg wurde entsprechend der notariellen 
Auflassungsurkunde vom 24.07.2025 bereits vollzogen. Alle hierbei angefallenen Kosten wurden 
von der Antragstellerin getragen. 
 
Auf den städtebaulichen Vertrag zur Einrichtung der nordwestlichen Zufahrt vom 29.08.2023 
zwischen der Stadt Heinsberg und der Antragstellerin wird verwiesen. 
 
IV.18 Material- und Sozialcontainer 
 
Die Errichtung der Material- und Sozialcontainer ist antragsgemäß durchzuführen. 
  



 
 
 

- 27 - 
 
 
IV.19 Immissionsschutz 
 
IV.19.1 Lärm 
 
Die von der Genehmigung erfassten Anlagen sind schalltechnisch so zu errichten und zu 
betreiben, dass die von diesen Anlagen, einschließlich aller Einrichtungen wie z. B. Maschinen, 
Geräte, Fahrzeuge, das Freiflächengeschehen etc., verursachten Geräuschimmissionen an den 
unten genannten maßgeblichen Immissionsorten folgende Immissionsrichtwerte (Ziffer 6.1 TA-
Lärm vom 26.08.1998) nicht überschreiten: 
 

Immissionspunkte in Kern-, Dorf-, Mischgebiet (MI), Himmerich 
 

bei Tag: 54 dB(A) 
bei Nacht: nicht beantragt 

 
Immissionspunkte im allgemeinen Wohngebiet (WA), Mittelbusch 

 
bei Tag: 49 dB(A) 

bei Nacht: nicht beantragt 
 

Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen den Immissionsrichtwert am Tag um nicht mehr als 
30 dB(A) überschreiten. 
 
Hinweise: 
Der für die Beurteilung maßgebliche Immissionsort liegt bei bebauten Flächen 0,5 m außerhalb, 
etwa vor der Mitte des geöffneten, vom Geräusch am stärksten betroffenen Fensters eines zum 
dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmten Raumes einer Wohnung oder einer anderen 
schutzbedürftigen Einrichtung. 
Bei unbebauten Flächen, die aber mit zum Aufenthalt von Menschen bestimmten Gebäuden 
bebaut werden dürfen, an dem am stärksten betroffenen Rand der Fläche, wo nach dem Bau- und 
Planungsrecht Gebäude mit zu schützenden Räumen erstellt werden dürfen. 
 
Die Immissionswerte wurden, bezogen auf das Vorhaben, um 6 dB (A) gemindert, um der 
Gebietsbezogenheit des Richtwertes Rechnung zu tragen. 
 
Die Bewertung der Geräuschimmissionen hat unter Beachtung der TA-Lärm zu erfolgen. 
 
An der betroffenen Wohnbebauung mit einer Gebietseinstufung als Wohngebiet WA ist nach TA-
Lärm 17, Nr. 6.5, bei Geräuscheinwirkungen in den nachfolgenden Ruhezeiten die erhöhte 
Störwirkung durch einen Zuschlag KR = 6 dB (A) zu berücksichtigen. An den Betriebstagen sind 
die Ruhezeiten von 6.00 Uhr bis 7.00 Uhr und 20.00 Uhr bis 22.00 Uhr einzuhalten. 
 
Der Betrieb einer Brecheranlage ist im Abgrabungsbereich nicht zulässig. Sollte beabsichtigt 
werden dort eine derartige Anlage betreiben zu wollen, dann ist hierfür rechtzeitig ein 
Genehmigungsverfahren nach den Anforderungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
durchzuführen. 
 
Südlich der neuen Erschließungsstraße (Nord-Erschließung) ist ein Lärmschutzwall zu errichten. 
Die örtliche Lage ist dem Lageplan nach Anlage A2 zu entnehmen. Gefordert wird eine 
Mindesthöhe von 3,0 m über dem anstehenden Gelände. 
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Das Abbaufeld 1 ist nach Osten hin mit Ausrichtung zur Ortslage von Himmerich durch einen 
Lärmschutzwall abzuschirmen. Die örtliche Lage ist den Lageplan nach Anlage A2 zu entnehmen. 
Gefordert wird eine Mindesthöhe von 3,0 m über dem anstehenden Gelände. 
 
Im Übergang der neuen Erschließungsstraße (Nord-Erschließung) zur Erschließungsrampe 
befindet sich heute in südlicher Ausrichtung ein Feldweg. Dieser Feldweg soll in seiner Funktion 
erhalten bleiben und bedingt somit eine Trennung des aktiven Lärmschutzes in die 
vorbeschriebenen Lärmschutzwälle. In den Berechnungen berücksichtigt wurde eine Trennung 
entsprechend Anlage A2. Beide Erdwälle sind im weiteren Planverfahren so nah wie technisch 
möglich an den Feldweg heranzuführen. 
 
Bezüglich der Abstrahlung der einzelnen Anlagenteile werden nachfolgende Geräte-
Schallleistungspegel als Grenzwerte definiert. Diese Vorgaben sind seitens der Hersteller für den 
praktischen Betrieb unter Last zu gewährleisten. 
 
Radlader LWA, zul. = 107 dB (A) 
Hydraulikbagger LWA, zul. = 108 dB (A) 
Siebanlage LWA, zul. = 114 dB (A) 
Planierraupe LWA, zul. = 109 dB (A) 
 
IV.19.2 Staub 
 
Die unbefestigten Fahrwege innerhalb des Abgrabungsgeländes sind bei trockener Witterung so 
zu befeuchten, dass Staubaufwirbelungen wirkungsvoll vermieden werden. Die Befeuchtung der 
unbefestigten Fahrwege kann z.B. über eine Beregnungsanlage aus perforierten, flexiblen 
Leitungen entlang der Fahrwege geschehen. Hierbei ist zu beachten, dass die gesamte 
Fahrwegbreite beregnet wird und immer eine ausreichende Wassermenge zur Verfügung steht. 
 
Die beim Betrieb der Anlagen in den Anlagenteilen auftretenden Staubemissionen sind durch 
Befeuchtungen wirkungsvoll zu bekämpfen. 
 
Die befestigten Fahrwege innerhalb des Geländes und die Zufahrtstraße sind regelmäßig mittels 
saugender Kehrmaschine oder sonstiger geeigneter Einrichtungen ständig von Verschmutzungen 
freizuhalten. Treten besondere Verschmutzungen auf, so ist mit deren Beseitigung sofort zu 
beginnen. 
 
Die Fahrgeschwindigkeit auf den Zufahrten mit befestigten Fahrwegen darf im Falle der Nutzung 
der „Zufahrt Nordwest“ nicht mehr als 10 km/h betragen. Der unbefestigte Randstreifen im 
Bereich der „Zufahrt Südost“ darf nicht befahren werden. 
 
Bei Nutzung der „Zufahrt Südost“ ist eine Fahrgeschwindigkeit im Bereich der Zufahrt vom 
Heerweg bis zum Abzweig nach Norden auf Schritttempo zu reduzieren. Der Fahrtweg ist 
regelmäßig zu spülen und die Staubbeladung auf 5 g/m² zu reduzieren. Der befestigte Teil des 
Fahrwegs nach Norden wird auf 250 m verlängert und ist den gleichen Maßnahmen unterworfen. 
Auf 50 m bei Anschluss an den unbefestigten Fahrweg sind regelmäßige Spülmaßnahmen 
durchzuführen, um die Staubbeladung auf 60 g/m² zu reduzieren. 
 
Die Immissionswerte von 40 ug/m³ für Partikel (PM10) und 25 um/m³ für Partikel (PM2.5) im 
Mitteilungszeitraum von einem Jahr sind an den relevanten Immissionspunkten einzuhalten. 
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Bei kombinierter Nutzung der Zufahrt Südost und Nordwest reduziert sich die 
Immissionsbelastung im kritischen Bereich. In diesem Fall müssen nicht alle zuvor genannten 
Maßnahmen umgesetzt werden. Einzelheiten sind mit der Genehmigungsbehörde abzustimmen. 
 
Ich behalte mir vor, zusätzliche oder andere Maßnahmen zur Vermeidung von 
Staubentwicklungen zu fordern, sofern die vorgenannten Maßnahmen hierzu nicht ausreichen. 
 
IV.20 Anforderungen an die Arbeitsstätte 
 
Die Arbeitsstätte ist aus Sicht des Arbeitsschutzes entsprechend den Antragsunterlagen zu 
betreiben. 
 
Bei Fortschreiten der Abgrabung ist darauf zu achten, dass die maximal zulässigen 
Entfernungen/Zeiten zu den Sanitäreinrichtungen (vgl. § 3a Abs. 1 ArbStättV i. V. m. ASR A4.1 Nr. 
8.2 Abs. 3) nicht überschritten werden. Wird festgestellt, dass die Zeiten nicht mehr eingehalten 
werden können, sind entsprechend Sanitäreinrichtungen in kürzerer Entfernung zur Verfügung 
zu stellen. 
 
Als gesetzliche Grundlage ist immer die derzeit gültige arbeitsschutzrechtliche Fassung zum 
Zeitpunkt der Antragstellung zu verwenden und umzusetzen. 
 
Im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung ist zu prüfen und zu dokumentieren, welche Tätigkeiten 
im Abgrabungsgebiet in Alleinarbeit durchgeführt werden können. Wird dabei festgestellt, dass 
eine Tätigkeit nicht in Alleinarbeit durchgeführt werden kann, darf diese Tätigkeit nur von 
mindestens zwei Beschäftigten verrichtet werden. 
 
Für die Beschäftigung von Arbeitnehmern in der geänderten Anlage ist eine 
Gefährdungsbeurteilung gemäß § 5 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) i. V. m. § 3 
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) zu erstellen bzw. die vorhandene 
Gefährdungsbeurteilung im Hinblick auf ev. neue Gefährdungen zu ergänzen. Diese ist bei jeder 
Änderung der Anlage und/oder der Betriebsweise entsprechend fortzuschreiben. Insbesondere 
sind dabei die Gefährdungen die mit der Benutzung der Anlage selbst und durch 
Wechselwirkungen mit anderen Anlagen und/oder Arbeitsmitteln, mit der Arbeitsumgebung 
oder mit Arbeitsstoffen hervorgerufen werden zu berücksichtigen. Auf die Bestimmungen der 
Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung wird hingewiesen. 
 
IV.21 Abwässer 
 
Anfallende Abwässer (kein Niederschlagswasser) sind in wasserdichten Behältern zu sammeln 
und in einer dafür zugelassenen Abwasserbehandlungsanlage zu entsorgen. Die Nachweise sind 
mindestens drei Jahre aufzubewahren und auf Verlangen der Überwachungsbehörde vorzulegen. 
 
IV.22 Temporärer Wegebau 
 
Zur Wegebefestigung innerhalb der Grube darf nur Material genutzt werden, welches die 
Materialwerte nach Anlage 1, Tabelle 1 der Ersatzbaustoffverordnung für RC-1-Material einhält 
Der Einsatz von anderen Materialien nach der EBV, als dem v. g. Ersatzbaustoff ist, ausdrücklich 
untersagt. 
 
Der Einbau des Ersatzbaustoffes zum Wegebau ist der Genehmigungsbehörde mit Herkunfts- 
und Mengenangaben, sowie Analysen des Fremdüberwachers vorher mitzuteilen. Ein Lageplan 
des Einbauortes ist beizufügen.  
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Das eingebaute RC-1-Material ist bei der Verfüllung der Abgrabung zwingend wieder zu 
entfernen. Entsprechende Entsorgungs- und/oder Verwertungsnachweise sind der 
Genehmigungsbehörde vorzulegen. 
 
IV.23 Wasserwirtschaft 
 
IV.23.1 Allgemeines 
 
Die Entnahme und das Freilegen von Grundwasser oder eine Versickerung von Waschwasser 
(Kieswäsche) sind als Gewässerbenutzungen erlaubnispflichtig und dürfen ausdrücklich nur dann 
erfolgen, wenn nach Antragsstellung des Betreibers wasserrechtliche Erlaubnisse erteilt wurden. 
Diese sind rechtzeitig bei der unteren Wasserbehörde zu beantragen. 
 
Die maximale zulässige Abbautiefe wird durch die Bemessungsgrundwasserstände der einzelnen 
Abbauabschnitte zuzüglich 1,50 m Sicherheitsabstand festgelegt.  
 
Die Lagerung von Materialien, mit Ausnahme der vor Ort gewonnenen Sande, Kiese und Lehm, 
darf nur in dafür ausgewiesenen und von der Überwachungsbehörde abgenommenen Flächen 
nach dem aktuellen Stand der Technik (gemäß der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen – AwSV) erfolgen. 
 
Wartung und Betankung der eingesetzten Fahrzeuge darf nur auf den dafür ausgewiesenen 
wasser- und ölundurchlässigen Stellflächen erfolgen. Der Betankungsvorgang ist ständig von 
mindestens einer Person zu überwachen. Ölbindemittel sind in ausreichender Menge und in 
gebrauchsfähigem Zustand bereit zu halten. Das Ölbindemittel ist nach Gebrauch schadlos zu 
beseitigen. 
 
Unfälle mit wassergefährdenden Stoffen und der Einsatz von Ölbinde- oder Löschmitteln sind der 
Überwachungsbehörde unverzüglich zu melden und im Betriebstagebuch festzuhalten. 
 
IV.23.2 Grundwasserüberwachung 
 

1. Vor dem Abgrabungsbeginn sind vorerst fünf Messstellen neu zu errichten. Die 
bestehende Messstelle 010306470 (Anstrom, Tor) der Bestandsabgrabung ist weiterhin 
zu unterhalten. 

 
2. Die Grundwassermesseinrichtung sowie das Einbauverfahren sind auszuwählen abhängig 

von der Art und der hydraulischen Durchlässigkeit des anstehenden Untergrunds (Boden 
oder Gestein), der zu erwartenden Schwankungen, der für die jeweilige Fragestellung 
maßgebenden zeitlichen Auflösung der Messung sowie der geplanten Messdauer. 
Festlegungen zur Art und Anordnung von Grundwassermessstellen finden sich in der 
Norm EN 1997-2 sowie in der DIN 4049. Bau und Ausbau von Grundwassermessstellen. 
In: DVGW Regelwerk, Technische Regel. Arbeitsblatt W 121, Juli 2003 

 
3. Der jeweilige Standort der Messstellen ist mindestens zwei Wochen vor der Errichtung mit 

der unteren Wasserbehörde abzustimmen.  
 

4. Die neu zu errichtenden Messstellen sollten die ungefähren Koordinaten nach Etrs 89 
aufweisen: 

 
- 303330     5656409 (Abstrom 1) 
- 303547     5656270 (Abstrom 2)  
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- 303754     5655927 (Abstrom 3) 
- 303810     5655735 (Abstrom 4) 
- 303596     5655263 (Anstrom 1) 

 
5. Der Pegel H2- Brunnen 2 (LGD-Nummer 01030647) ist als Anstrommessstelle zu 

unterhalten.  
 

6. Der Beginn der Bohrarbeiten ist sowohl der unteren Wasserbehörde gem. § 49 Abs. 1 
WHG als auch dem Geologischen Dienst NRW gem. § 8 i. V. m. § 14 Geologiedatengesetz 
(GeolDG) mindestens zwei Wochen vor Baubeginn anzuzeigen. Sowohl für die 
Bohranzeige als auch für die Übermittlung der Fach- und Bewertungsdaten ist mindestens 
das Online-Verfahren unter www.bohranzeige.nrw.de zu nutzen, zusätzlich kann die 
Anzeige an die hiesige Behörde auch schriftlich erfolgen.  

 
7. Ich behalte mir vor, weitere GW-Messstellen zu fordern, wenn die Ergebnisse der 

Wasseruntersuchungen Auffälligkeiten aufweisen und dies zur Klärung des Sachverhalts 
erforderlich ist. 

 
IV.23.3 Messstellenausbau 
 

1. Es sind die technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen (ATV) DIN 18301 und 
DIN 18302 und die technischen Regelwerke des DVGW zu beachten. 

 
2. Vor der Errichtung der Grundwassermessstellen sind das Bohrverfahren und ein 

Einbauplan der Genehmigungsbehörde vorzulegen. Notwendige Abweichungen von 
diesem Ausbau sind mit der Genehmigungsbehörde abzustimmen. 

 
3. Die Bohrung und die Errichtung der Messstellen ist ausschließlich durch eine DVGW 

zertifizierte oder als gleichwertig anerkannte Fachfirma vorzunehmen. Die DVGW-
Arbeitsblätter W 115, W 120 und W 121 sind bei den Arbeiten und der Errichtung zu 
beachten.  

 
4. Das Bohrverfahren ist gemäß DVGW-Arbeitsblatt W 115 festzulegen. Eine günstige 

Bohrlochsymmetrie ist anzustreben, die weder den Ausbau und den Betrieb der 
Messstelle noch die spätere Sanierung oder den Rückbau erschwert. 

 
5. Die Brunnenbohrarbeiten sind so durchzuführen, dass keine Verunreinigungen des 

Grundwassers eintreten können. Hierzu ist insbesondere zu beachten:  
 

- Die Bohrung ist so auszuführen, dass kein Oberflächenwasser in die Bohrung 
eindringen kann. 

- An den Bohrstellen dürfen keine wassergefährdenden Flüssigkeiten (z. B. Öl, 
Treibstoff) oder sonstige wassergefährdende Stoffe gelagert oder umgeschlagen 
werden. Sofern ortsgebundene Fahrzeuge oder Maschinen ausnahmsweise in 
diesem Bereich betankt werden, so ist dies nur auf undurchlässig befestigten 
Flächen oder über geeigneten Schutzfolien oder Auffangwannen zulässig. 

- Es dürfen nur solche Bohrhilfsmittel verwendet werden, die keine Verkeimung des 
Wassers verursachen oder fördern. Die Mittelwahl ist mit der 
Genehmigungsbehörde abzustimmen. 

- Das Bohrloch ist insbesondere auch während der Arbeitspausen, z. B. durch eine 
fest verbundene Abdeckplatte gegen Einwirkungen Unbefugter wirksam zu 
schützen.   
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6. Die Filterrohrlänge richten sich nach der Teufenlänge und Mächtigkeit des 
Grundwasserleiters. Die Filterrohrlänge ist so kurz wie möglich zu halten und muss 
repräsentativ für den Untersuchungszweck sein. Die Filterkiesschüttung ist nach DIN 
4924 einzubringen. Die Endteufe der Messstellen sollte etwa 32 m betragen, sodass eine 
ständige Wassersäule von mindestens 10 Meter in Messstelle gewährleistet ist. Das 
Durchteufen der Basis des oberen Grundwasserstockwerks ist nicht zulässig (ca. bei 32 
m Bohrtiefe). Sofern bei den Bohrarbeiten eine grundwasserstockwerkstrennende 
Schicht angetroffen wird, sind die Bohrarbeiten unverzüglich einzustellen und der 
unteren Wasserbehörde zu melden. 

 
7. Der Ausbau muss mit PVC- oder PEHD-Rohr, Rohrinnendurchmesser DN 125, erfolgen. 

 
8. Der Ringraum ist unmittelbar unterhalb der Geländeoberkante durch eine Tonschicht 

abzuschließen. Der Abschluss erfolgt entweder übertage mittels Stahlstandrohr mit 
Kappe oder untertage durch eine wasserdichte Kappe. Zwischen Schutzrohr und 
Aufsatzrohr ist eine Rollgummiabdichtung einzulegen. Der Abschluss muss aus einer 
abschließbaren Kappe bestehen. Das Abschlussbauwerk muss so im Erdreich befestigt 
sein, dass dauerhaft kein Oberflächenwasser in die Messstelle oder Bohrung eindringen 
kann. Die Sicherung ist unverzüglich nach Abteufen der Bohrung herzustellen. 

 
9. Die erbohrten Schichten sind entsprechend DIN EN ISO 14688-1 und DIN EN ISO 14688-

2 zu beschreiben und gemäß DIN 4023 zeichnerisch in einem Plan darzustellen und 
innerhalb von zwei Wochen nach Abteufen der Bohrung der unteren Wasserbehörde 
vorzulegen. 

 
10. Die neu zu errichtenden Messstellen sind durch einen Vermessungsingenieur auf NHN 

einzumessen und in einen Lageplan mit dem Maßstab 1:5.000 einzutragen unter Angabe:  
  a) des Hoch- und Rechtswertes des Koordinatensystems nach UTM,  
  b) der Messpunkthöhe (Rohroberkante bei geöffneter SEBA-Abschlusskappe),  
  c) der mittleren Geländehöhe unmittelbar neben der Messstelle,  
  d) des amtlichen Höhenfestpunktes von dem aus, das Nivellement    angeschlossen wurde,  
  e) einer eindeutigen Messstellenbezeichnung mit Nummer.  
 

11. Die endgültige Bezeichnung der Messstellen wird von der Genehmigungsbehörde 
festgelegt und Ihnen mitgeteilt. Diese mitgeteilten Messstellenbezeichnungen sind 
zukünftig, z. B. bei der Vorlage der Daten der Wasserüberwachung, zu verwenden.  

 
12. Nach Fertigstellung der Messstellen ist die Abnahme incl. Funktionsprüfung mit der 

unteren Wasserbehörde durchzuführen.  
 

13. Beschädigte, zerstörte oder trockengefallende Grundwassermessstellen sind sofort auf 
Kosten des Genehmigungsinhabers zu reparieren bzw. zu ersetzen. 
Grundwasserrelevante Störungen sind der unteren Wasserbehörde unverzüglich 
mitzuteilen. 

 
14. Für den Fall, dass die Messstellen nicht mehr betrieben werden oder bauliche Mängel 

aufweisen, sind diese gemäß Ziffer IV.21.5 zurückzubauen. 
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IV.23.4 Wasseruntersuchung 
 

1. Die Grundwasseruntersuchungspegel (Pegel der Bestandsgenehmigung) sowie die neu zu 
errichtenden Messstellen) sind 2-mal jährlich im April und Oktober von einem 
akkreditierten Labor mit Qualitätsmanagementsystem im Einklang mit der Norm DIN EN 
ISO/IEC 17025 zu beproben und auf die Parameter der Tabelle 5 zu analysieren.  

 
2. Die erste Beprobung der neuen Messstellen hat vor Beginn der Abgrabungstätigkeit zu 

erfolgen. Die weiteren Proben und Analysen sind ab Beginn der Verfüllung 
durchzuführen. 

 
3. Bei der Probennahme sind die einschlägigen Regelwerke nach dem aktuellen Stand der 

Technik (DIN-Normen) zu beachten. Außerdem wird auf folgende Regelwerke verwiesen: 
- DIN 38402-13:1985-12  
- DGVW-Arbeitsblatt W 112 (A) und W 129 (A) 
- DWA-Arbeitsblatt A 909 und A 908 
- DVWK-Merkblatt 128 

 
4. Der Genehmigungsinhaber hat nach § 101 WHG in Verbindung mit § 98 Abs. 2 LWG NRW 

eine Überwachung der Gewässerbenutzung zu dulden und im Rahmen des § 96 LWG 
NRW die Kosten der Überwachung zu tragen. 

 
5. Der Genehmigungsinhaber hat ein Betriebstagebuch zu führen, in das mindestens die 

nachfolgend aufgeführten Eintragungen mit Zeitangabe vorzunehmen sind: 
 

- Probenahmetermin für die Grundwasseruntersuchung, 
- Angaben über regelmäßige Reinigung, Wartung und Instandsetzung der 

Messstellen 
- Angaben über Störungen und andere besondere Vorkommnisse, 
- Nachweise über Überprüfungen, Instandsetzung und Nacheichung der 

Messeinrichtungen. 
 

Das Betriebstagebuch ist sorgfältig aufzubewahren und zur jederzeitigen Einsichtnahme 
durch die Überwachungsbehörde bereitzuhalten oder auf Verlangen vorzulegen.  
Abgeschlossene Betriebstagebücher sind bis zum Ablauf von 3 Kalenderjahren nach 
Erlöschen der Genehmigung aufzubewahren. 

 
6. Es kann von den Analyseverfahren abgewichen werden, wenn gleichwertige Verfahren zur 

Verfügung stehen und diese mit der Unteren Wasserbehörde des Kreises Heinsberg 
abgestimmt werden. 

 
7. Eine Änderung bzw. Ergänzung des Untersuchungsumfanges bei Verdacht bleibt 

vorbehalten (z. B. Per- und polyfluorierte Alkylverbindungen [PFAS]). 
 

8. Die Wasserstände in den GW-Messstellen sind entsprechend der Grundwasserrichtlinie 
1/82 für die Grundwasserbeobachtung und Auswertung, Teil 1, NW, zentimetergenau, 
mittels Lichtlot, monatlich zu messen. Als Messpunkt ist die Oberkante des 
Messstellenrohres bei geöffneter Abschlusskappe zu nehmen. 
Die Messergebnisse sind der zuständigen Überwachungsbehörde halbjährlich und zwar 
für das Winterhalbjahr (1. November bis 30. April) bis spätestens 15 Mai, für das 
Sommerhalbjahr (1.Mai bis 31. Oktober) bis spätestens 15. November eines jeden Jahres 
vorzulegen.  
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  Die Vorlageblätter müssen wenigstens die folgenden Angaben enthalten: 
 
  - Messstellen-Nr. (interne Nummer und LANUV-Nr.) 
  - geologische Koordinaten der Messstelle (Lageplan) 
  - Datum der Messung 
  - gemessene Grundwasserstände unter Messpunkt („Abstiche“) 
  - besondere Vorkommnisse (z. B. Wetter, Grundwasserbeprobung) 
 

9. Der Untersuchungsumfang muss mindestens enthalten: 
 
 Tabelle 5: Parameterumfang zur Grundwasserbeobachtung 
 

Vor-Ort-Parameter: Laborparameter: 
Färbung pH-Wert 
Trübung Leitfähigkeit 
Geruch KS4,3 Säurekapazität 
Temperatur KN8,2 Basenkapazität 
pH-Wert Gesamthärte 
Leitfähigkeit Chlorid 
Sauerstoffgehalt Sulfat 
Redoxpotential Fluorid 
 Calcium 
 Magnesium 
 Natrium 
 Kalium 
 Ammonium 
 Ammonium-N 
 Nitrat 
 Nitrat-N 
 Nitrit 
 Gesamt-N 
 Phosphat 
 Phosphat-P 
 Gesamt-P 
 Gesamt-Fe 
 Mangan 
 Antimon 
 Arsen 
 Barium 
 Blei 
 Bor 
 Cadmium 
 Gesamt-Chrom 
 Kupfer 
 Nickel 
 Quecksilber 
 Zink 
 Cyanid-gesamt 
 Phenol 
 ∑PAK 
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 ∑MKW 
 ∑PCB 
 AOX 
 TOC 

 
10. Die Untersuchungsergebnisse der Grundwasserproben sind den zuständigen 

Überwachungsbehörden halbjährlich in digitaler Form (TEIS-Format) bis spätestens zum 
15. Mai und 15. November eines jeden Jahres vorzulegen. Hierzu ist ein Lageplan im 
Maßstab 1:5.000 beizufügen, auf dem die Lage der Grundwassermessstellen und deren 
eindeutige Bezeichnung eingetragen ist. Die Untersuchungsergebnisse sind dabei vom 
beauftragten Institut zu bewerten; auf Anfälligkeiten ist hinzuweisen. Die Bewertung soll 
eine weitere Handlungsempfehlung geben. Die Probenahmestelle oder das Labor hat im 
TEIS-Format die LGD-Nummer anzugeben. 

 
11. Die Grundwasseruntersuchungen sind zunächst noch halbjährlich mindestens bis drei 

Jahre nach abgeschlossener und abgenommener Rekultivierung der Abgrabung 
durchzuführen. Im vierten Jahr ist eine Beprobung im Herbst und nach 5 Jahren eine 
abschließende Beprobung des Grundwassers im Frühjahr durchzuführen. 

 
IV.23.5 Messstellenrückbau 
 
Bei einem Rückbau der Messstellen sind diese gemäß der erbohrten Schichten unverzüglich, 
durch eine DVGW zertifizierte oder als gleichwertig anerkannte Fachfirma zurückzubauen. Ein 
entsprechendes Rückverfüllungs- und Rückbaukonzept ist vorher mit der unteren 
Wasserbehörde abzustimmen. Hierbei sind die Vorschriften des DVGW-Arbeitsblattes W 135 zu 
berücksichtigen. 
 
IV.24 Nutzung des Abgrabungs- und Rekultivierungsgeländes 
 
Im Abgrabungs- und Rekultivierungsgelände dürfen keine Materialien, Geräte, Fahrzeuge oder 
andere Dinge verwendet, gelagert oder abgestellt werden, die nicht für die Abgrabung oder die 
Rekultivierung oder die durch die Genehmigung zugelassene Nutzung erforderlich sind. 
 
Das Abgrabungs- und Rekultivierungsgelände darf für Veranstaltungen jeglicher Art nicht 
genutzt werden. Im Einzelfall kann die Genehmigungsbehörde unbeschadet sonstiger, 
erforderlicher Genehmigungen oder Erlaubnisse auf Antrag nach pflichtgemäßem Ermessen 
schriftlich eine Ausnahme zulassen. 
 
IV.25 Wiederherrichtung und Rekultivierung 
 
IV.25.1 Auflagen hinsichtlich des Artenschutzes 
 
Die Maßnahmen zur Einhaltung artenschutzrechtlicher Bestimmungen sind gemäß dem 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag des Büros IVÖR vom 19.01.2021 in der aktualisierten 
Fassung vom 27.02.2023. vorzunehmen, sofern nachfolgend nichts Weitergehendes bestimmt ist. 
 
Die wesentlichen Maßnahmen werden hier in stichpunktartiger Form nochmals aufgelistet. Für 
den Bluthänfling wird auch auf die vorgezogenen Pflanzmaßnahmen bei den Auflagen hinsichtlich 
der Eingriffsregelung verwiesen.  
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Allgemeine Maßnahmen bei der Baufeldräumung 

1. Die Rodung oder Fällung von Gehölzen jeglicher Art darf nur in der Zeit zwischen dem 01. 
Oktober und dem 28. Februar erfolgen. 

2. Das Abschieben der obersten Bodenschicht darf nur in der Zeit zwischen dem 01. Oktober 
und dem 28. Februar erfolgen. Ist die Einhaltung dieser Bauzeit aus zwingenden 
betrieblichen Gründen nicht möglich, sind unter Einbeziehung von Fachleuten folgende 
Maßnahmen durchzuführen: 

- Vor Beginn der Arbeiten sind betroffene Flächen sowie deren nähere Umgebung 
auf brütende Paare der Feldlerche und anderer Arten zu untersuchen, die sich 
möglicherweise kurzfristig angesiedelt haben. Die Kontrollbegehungen haben 
jeweils rechtzeitig vorlaufend vor der Inanspruchnahme der jeweiligen Flächen 
stattzufinden. 

- Bei negativem Nachweisergebnis können die Arbeiten wie geplant ohne weitere 
Einschränkung durchgeführt werden. 

- Werden Brutpaare oder besetzte Niststätten der Feldlerche oder anderer 
planungsrelevanter Arten vorgefunden, ist die oben genannte 
Bauzeitenbeschränkung zwingend einzuhalten. 

 
Vorgezogene Maßnahmen für die Feldlerche 
Hierzu sind Maßnahmen im Umfang von mind. 0,8 ha und bis max. 2 km Entfernung zum 
Eingriffsort erforderlich. Hierzu sind auf Acker streifenförmige Maßnahmen im Umfang von ca. 
2.500 m² je Brutrevier folgender Art durchzuführen. 
 

1. Streifenförmige Maßnahmen auf Ackerland: 
- Anlage von Ackerstreifen oder Ackerbrachen durch Selbstbegrünung 
- Anlage von Schwarzbrachen 
- Anlage von Ackerstreifen durch dünne Einsaat mit geeignetem Saatgut (z.B. 

Luzerne, Blühmischungen, Blühstreifen, Wildäsung) 
- Anlage von Getreidestreifen mit doppeltem Saatreihenabstand, die nicht geerntet 

werden 
2. Streifenförmige Maßnahmen auf Bodenlagern sowie auf Abstandsflächen: 

- Anlage von flächigen oder streifenförmigen Blühstreifen mit begleitenden 
Schwarzbrachestreifen oder Rohbodenflächen (s. auch Maßnahmen der 
Vermeidung und Minimierung von Eingriffen) 

- Sowohl die Blüh- als auch die Schwarzbrachestreifen / Rohbodenflachen müssen 
eine Breite von jeweils 5-10 m einhalten. Die Einsaat des Blühstreifens erfolgt als 
dünne Einsaat mit geeignetem Saatgut (z.B. Luzerne, Blühmischungen, 
Blühstreifen, Wildäsung). 

3. Kombinierte Maßnahmen: 
- Anlage von Lerchenfenstern (mind. 3 bis max. 10 Fenster pro ha) in Kombination 

mit den o.g. streifenförmigen Maßnahmen oder mit Blühstreifen 
4. Großflächige produktionsintegrierte Maßnahmen (8.000 bis 10.000 m² pro Brutrevier): 

- Anlage von Getreideäckern mit doppeltem Saatreihenabstand und Stehenlassen 
der Stoppeln nach der Ernte bis Mitte September 

 
Vorgezogene Maßnahmen für den Kiebitz 
Im Umfang von mind. 1 ha auf Ackerflächen im näheren Umfeld des Eingriffsorts. 
 

1. Bearbeitungsfreie Schonzeiten bei Mais-, Hackfrucht- und Gemüseanbau 
- Mindestens einmalige flache Bodenbearbeitung zwischen dem 1. Januar und 21. 

März; danach Verzicht auf Bodenbearbeitung ab dem 22. März bis zum 10. Mai 
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2. Einsaat von 15 m breiten Grasstreifen mit Horst-Rotschwingel 
- Die Einsaat muss bis spätestens Ende September erfolgen und außerhalb der 

bearbeitungsfreien Schonzeit. 
- Die Maßnahmenfläche muss innerhalb eines Mais-, Hackfrucht- bzw. 

Gemüseackers liegen und keine Randlage aufweisen. 
- Es kann sich um eine dauerhafte oder jährliche Einsaat handeln. 

 
Hinweis: Einige der für die Feldlerche konzipierten Maßnahmen können auch dem Kiebitz helfen. 
Hierbei können Synergien ausgenutzt werden. Dies gilt v. a. für die Anlage von Ackerbrachen, die 
weitgehend offenbleiben oder zumindest größere offene Bodenstellen aufweisen und die 
aufkommende Brachevegetation ansonsten niedrig bleibt. Auch Schwarzbrachestreifen mit 
angrenzenden, niedrig gehaltenen Buntbrachestreifen können als Brut- bzw. Nahrungshabitate 
für den Kiebitz dienen. 
 
Risikomanagement 
Zur Sicherstellung der Wirksamkeit der Maßnahmen ist ein regelmäßiges Risikomanagement 
bzw. Monitoring erforderlich. Ab dem ersten Frühjahr nach Herstellung der Flächen muss die 
jeweilige Maßnahme auf ihren Erfolg hin überprüft werden (Funktionskontrolle). In den 
Folgejahren ist dieses Monitoring noch mindestens zweimal zu wiederholen (z. B. im 2. und 3. Jahr 
oder im 3. und 5. Jahr nach Herstellung der Maßnahmenflächen). 
 
Schutz der Insekten 
Es sind insektenfreundliche Leuchtmittel bei der Beleuchtung der Betriebsstätten zu verwenden. 
Diese müssen Wellenlängen von 590-630nm aufweisen wie z. B. warmweiße LED-Leuchten mit 
ca. 3000 Kelvin Farbtemperatur oder tiefer (wärmer) mit geringen Blaulicht oder 
Ultraviolettanteilen. Die Beleuchtung ist räumlich und zeitlich auf das unbedingte Maß zu 
reduzieren. Die Scheinwerfer dürfen nicht in das Umland leuchten, sondern müssen auf die 
Betriebsstätten gerichtet sein. 
 
IV.25.2 Auflagen hinsichtlich der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
 
Die Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zur Kompensation des Eingriffs in Natur und 
Landschaft sind entsprechend dem landschaftspflegerischen Begleitplan des Büros Rebstock, 
Stand März 2023, durchzuführen, sofern nachfolgend nichts Weitergehendes bestimmt ist. Die 
wesentlichen Maßnahmen werden hier in verkürzter Form nochmals aufgelistet. Ansonsten gilt 
die textliche und kartografische Darstellung gemäß LBP. 
 
Maßnahmen der Vermeidung und Minimierung von Eingriffen 

1. Getrennte Abtragung von Oberboden und Abraum und Lagerung des Bodens gemäß DIN 
18300 bzw. 18915 (Ziffer 7.3.4). Demnach ist die Mietenhöhe bei Oberboden auf 2 m und 
bei Unterboden für vegetationstechnische Zwecke auf 4 m begrenzt. 

2. Ansaat der Oberbodenmieten mit Leguminosen, Gräsern und Kräutern mit ca. 3 g/m². 
3. Sukzessive Rekultivierung der Eingriffsfläche, die zum größten Teil wieder als 

Landwirtschaftsfläche genutzt werden kann. 
4. Die Stärke der rekultivierten, durchwurzelbaren Schicht beträgt mind. 2 m, davon mind. 

0,45 m mit Oberboden (Mutterboden), vorzugsweise humose Lehme aus Löß. 
 
Vorgezogene Maßnahmen 
Zur Schaffung von geeigneten Standortbedingungen für die erstrebte Biotopentwicklung sind die 
folgenden Maßnahmen umzusetzen: 
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1. Die Randflächen und Saumstreifen der Abgrabung müssen mit Beginn eines jeden 
Abschnitts angesät und auf den dafür vorgesehenen Teilflächen bepflanzt werden. Diese 
Maßnahme gilt auch als Artenschutzmaßnahme für den Bluthänfling. 

2. Der Lärmschutzwall an der Zufahrt Nordwest und die Randflächen der Zufahrt Nordwest 
und der Lärmschutzwall entlang der nordwestlichen Abbauböschung müssen unmittelbar 
nach der Fertigstellung der Erdarbeiten angesät und angepflanzt werden.  
Im Rahmen der Abbautätigkeit darf dieser Randstreifen grundsätzlich nicht zur 
Bodenlagerung genutzt werden, um einragende Wurzeln der bestehenden Waldbäume 
nicht mit Bodenmaterial zu überdecken. Mit Beginn eines jeden Abbauabschnitts erfolgt 
die Herrichtung des Randstreifens bereits als Teilfläche der vorgesehenen großflächigen 
Waldentwicklung. 

 
Waldentwicklung in Folge von natürlicher Sukzession 
Die Initialpflanzungen müssen blockweise mit standortgerechten Gehölzen 1. Ordnung und 2. 
Ordnung erfolgen. Die Pflanzblöcke sind mit einer Breite von 10 m und einer Länge von 20 m 
anzulegen und in regelmäßigen Abständen auf der Fläche zur Waldentwicklung zu verteilen. Die 
Anordnung der Pflanzung hat mit 2 m Reihenabstand und 2 m Pflanzabstand in der Reihe zu 
erfolgen. Gehölzgrößen und Arten ergeben sich aus den Antragsunterlagen. 
 
Randbepflanzung mit breiten Krautsäumen 
Zur Anreicherung der Biotopstruktur, zur Fortsetzung der Biotopvernetzung sowie zur 
Verbesserung des Landschaftsbildes sind entlang der westlichen und südöstlichen Grenze der 
Erweiterung, entlang der bestehenden Flurwege und auf einer Teilfläche der Zufahrt 
Südost/Werksstraße durchgängige Randbepflanzungen mit breiten Krautsäumen anzulegen. 
 
Bepflanzung der südöstlichen Zufahrt 
Die Fläche der Zufahrt Südost/Werksstraße ist, sobald sie nicht mehr zur Erschließung benötigt 
wird, nach dem Rückbau zu 2/3 zu bepflanzen. Das Flurstück 568 ist hiervon ausgenommen. 
 
IV.25.3 Weitere Auflagen 
 
Herkunftsnachweise 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei allen Gehölzen die Herkunftsnachweise nach § 40 BNatSchG 
sowie bei Forstgehölzen nach den forstrechtlichen Bestimmungen vorliegen müssen. Es dürfen 
nur heimische Arten der entsprechenden Standorte angepflanzt werden. Bei Ansaaten gilt 
entsprechendes, soweit Wildpflanzen betroffen sind. Diese müssen dem Ursprungsgebiet 2 
„Westdeutsches Tiefland mit unterem Weserbergland“ entstammen. 
 
Qualitative und quantitative Zusammensetzung der Ansaaten 
Alle Ansaaten müssen mindestens 30 % Wildkräuter enthalten. Der Rest kann je nach 
Verwendungszweck (Ackerbrache oder Grassaum) aus Kulturpflanzen bzw. Gräsern bestehen. 
 
Zeitpunkt für Ansaaten 
Ansaaten sind zum frühestmöglichen Zeitpunkt durchzuführen. In der Regel sind die günstigsten 
Zeitfenster das Frühjahr von Mitte März bis Ende April oder der Spätsommer von Ende August bis 
Ende September. 
 
Zeitpunkt für Anpflanzungen 
Soweit nicht Anpflanzungen im Vorfeld des Aufschlusses der jeweiligen Abgrabungsabschnitte 
vorzunehmen sind, sind diese in der ersten Pflanzperiode nach Wiederverfüllung und Herstellung 
der durchwurzelbaren Vegetationsschicht herzurichten. Die Pflanzperiode für wurzelnackte 
Gehölze beginnt Mitte November und endet Ende März.  
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Umgang mit Pflanzausfällen 
Pflanzausfälle von mehr als 10% je Maßnahme sind in der jeweils nächsten Pflanzperiode durch 
Neuanpflanzung zu ersetzen. 
 
Einhaltung von Fachnormen 
Bei allen Arbeiten im Zuge der Kompensationsmaßnahmen sind die einschlägigen Fachnormen, 
insbesondere die DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Bodenarbeiten und 18916 
Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Pflanzen und Pflanzarbeiten zu beachten. 
 
Fertigstellungs- und Entwicklungspflege 
Die Frist zur Fertigstellungs- und Entwicklungspflege wird auf 3 Jahre angesetzt. 
 
Langfristige Unterhaltung 
Die Pflicht zur Pflege und Unterhaltung der landschaftspflegerischen 
Kompensationsmaßnahmen zum Zwecke der Erfüllung dieser speziellen Funktion beläuft sich auf 
30 Jahre. So sind zum Beispiel in dieser Zeit absterbende Gehölze weiterhin zu ersetzen, wenn 
dies zur Erzielung des Kompensationsziels erforderlich ist. Nach Ablauf der 30 Jahre dürfen die 
Kompensationsmaßnahmen nicht beseitigt werden. Lediglich die Pflicht zur Unterhaltung im 
Sinne der Funktionserfüllung entfällt nach dem 30. Jahr. Die Unterhaltungspflicht im Sinne der 
Verkehrssicherung und alle sonstigen rechtlichen Pflichten bleiben auch weiterhin bestehen. 
 
Hinweis zu den Verwendungsmöglichkeiten des bilanzierten ökologischen Überschusses 
Sollten im Rahmen der Abgrabungstätigkeiten weitere Eingriffe getätigt werden, wie z. B. die 
Errichtung von Photovoltaik-Anlagen, sind unter Umständen weitere 
Kompensationsmaßnahmen erforderlich, die nicht Gegenstand der Abgrabungsgenehmigung 
sind. Der bilanzierte Überschuss an Punkten kann hierbei angerechnet werden. Der bilanzierte 
Überschuss ist kein Ökokonto im Sinne der Verordnung über die Führung eines Ökokontos nach 
§ 32 des Landesnaturschutzgesetzes NRW (Ökokonto VO) und kann nicht für externe Eingriffe 
herangezogen werden. 
 
IV.25.4 Auflagenvorbehalt 
 
Die nicht zu unterschätzende Dynamik im Naturhaushalt, die nicht zuletzt durch den Klimawandel 
forciert wird, erfordert einen Auflagenvorbehalt hinsichtlich weiterer Maßnahmen. Heute noch 
bodenständige, heimische Gehölzarten können in späteren Jahren gegebenenfalls nicht mehr 
geeignet sein. Darüber hinaus können sich in Folge des bisher nicht gestoppten Artenrückganges 
gesetzliche Änderungen ergeben, die andere Arten als heute in den Fokus rücken. Daraus können 
sich heute nicht abschätzbaren Konsequenzen z. B. weitere Kartierungen oder zusätzliche 
Maßnahmen zu Lasten der Antragstellerin ergeben. Von daher bleiben Auflagen in dieser Hinsicht 
vorbehalten. 
 
IV.26 Abnahme/Rückgabe Sicherheitsleistung 
 
Nach dem Abschluss der Rekultivierung ist eine Abnahme der Gesamtfläche durch die 
Genehmigungsbehörde erforderlich und bei dieser zu beantragen. Eine Abnahme erfolgt, wenn 
die Rekultivierungsverpflichtungen (Pflanzungen etc.) ordnungsgemäß erfüllt wurden. 
 
Eine zwischenzeitliche Abnahme von Teilbereichen kann beantragt werden. Einem Antrag ist ein 
von einem öffentlich bestellten Vermessungsingenieur erstelltes Einmessungsprotokoll einer 
topographischen Aufnahme in dreifacher Ausfertigung beizufügen. 
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Die Sicherheitsleistung wird nach der Abnahme von Teilbereichen anteilig zurückgegeben. Eine 
vollständige Rückgabe der Sicherheitsleistung erfolgt jedoch erst, wenn die Gesamtfläche 
abgenommen wurde, die Wasserüberwachung beendet ist und die Kosten der Anwachspflege 
ermittelt werden können. 
 
Für Bepflanzungen besteht eine 10-jährige Pflicht zur Anwachspflege. Mit Ablauf der 
Wasserüberwachung ist zu prüfen, ob bzw. in welcher Höhe für die Anwachspflege noch ein Teil 
der Sicherheitsleistung einzubehalten ist. 
 
 
V. Hinweise 
 
V.1 
Die mit der Durchführung der Überwachungsaufgaben beauftragten Personen sind berechtigt, in 
Ausübung ihres Amtes das Abbau- und Betriebsgelände zu betreten und Einsicht in das 
Betriebstagebuch zu nehmen. 
 
V.2 
Die Genehmigung wird - unbeschadet einer evtl. Klage - erst nach Hinterlegung der 
Sicherheitsleistung rechtswirksam. 
Die Sicherheitsleistung kann auch bei Schäden in Anspruch genommen werden, die durch die 
Abweichung von Herrichtungs-/Rekultivierungsverpflichtungen entstehen. 
 
V.3 
Diese Genehmigung schließt die aufgrund der Landesbauordnung, des 
Bundesnaturschutzgesetzes, des Landschaftsgesetzes, des Landesforstgesetzes oder des 
Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen für die Abgrabung und 
Herrichtung erforderlichen Verwaltungsentscheidungen ein (§ 7 Abs. 3 Satz 1 AbgrG). 
 
Daher sind für weitergehende Genehmigungen entsprechende Anträge zu stellen. (z.B. für 
Betonmischanlage, Wasserentnahme etc.). 
 
V.4 
Handelt der Genehmigungsinhaber den Vorschriften des Abgrabungsgesetzes zuwider, kommt 
er, insbesondere trotz Aufforderung, innerhalb einer gesetzten Frist seinen ihm durch Auflagen 
auferlegten Pflichten nicht nach, so kann die Genehmigungsbehörde die weitere Abgrabung bis 
zur Erfüllung der versäumten Pflichten untersagen oder die Genehmigung widerrufen (§ 12 Abs. 
1 AbgrG). 
 
V.5 
Nach § 16 Nordrhein-westfälisches Denkmalschutzgesetz (Denkmalschutzgesetz – DSchG NRW) 
- vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 662) ist die Entdeckung eines Bodendenkmals unverzüglich der 
Gemeinde oder dem LVR - Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland (Endenicher Straße 133, 
53115 Bonn) anzuzeigen. 
Bodendenkmäler im Sinne dieses Gesetzes sind bewegliche oder unbewegliche Denkmäler, die 
sich im Boden oder in Gewässern befinden oder befanden und an deren Erhaltung und Nutzung 
ein öffentliches Interesse besteht (§ 2 Abs. 1 und 5 DSchG NRW) oder anzunehmen ist, dass ein 
solches besteht. 
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Als Bodendenkmäler gelten auch Zeugnisse tierischen und pflanzlichen Lebens aus 
erdgeschichtlicher Zeit, ferner Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen 
Bodenbeschaffenheit, die durch nicht mehr selbständig erkennbare Bodendenkmäler 
hervorgerufen worden sind, sowie vermutete Bodendenkmäler, für deren Vorhandensein 
konkrete, wissenschaftlich begründete Anhaltspunkte vorliegen. 
 
Das entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Woche 
nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die 
Entdeckungsstätte vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere 
Denkmalbehörde kann diese Frist verlängern. 
 
Gemäß § 39 Abs. 4 DSchG NRW ist dem LVR - Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
während des Abbaus die Möglichkeit einzuräumen, alle Abbaukanten und Bodenaufschlüsse 
laufend auf zu Tage tretende Bodendenkmäler zu überprüfen, diese archäologisch zu untersuchen 
und zu bergen. 
 
Die Genehmigung steht unter dem Vorbehalt, dass für die angemessene Berücksichtigung der 
Bodendenkmalbelange nachträglich weitere Nebenbestimmungen in die 
Abgrabungsgenehmigung aufgenommen werden können. 
 
Insbesondere kann es für den Erhalt bedeutender Bodendenkmalsubstanz in Teilbereichen der 
Abgrabung zu nachträglichen Einschränkungen der Abgrabung kommen. Eine solche 
Entscheidung würde auf der Basis, der zum heutigen Zeitpunkt noch nicht durchgeführten 
archäologischen Untersuchungen erfolgen, welche vom LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland vorab wiederholt gefordert worden waren. Diese Entscheidung würde durch die 
Genehmigungsbehörde in Abstimmung mit dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
getroffen werden. 
 
V.6 
Abweichungen von mehr als einem Jahr von den im Abbau- und Herrichtungsplan festgelegten 
Zeiten bedürfen einer besonderen Genehmigung, die rechtzeitig bei mir zu beantragen ist. 
 
V.7 
Beim Umgang mit Wasser gefährdenden Stoffen sind die Anforderungen der Verordnung über 
Anlagen zum Umgang mit Wasser gefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe (AwSV) in der 
jeweils gültigen Fassung zu beachten.  
Hierunter fallen die Bereiche Lagern, Abfüllen, Umfüllen sowie Herstellen, Behandeln oder 
Verwenden. Auskunft erhalten Sie bei der Unteren Wasserbehörde des Kreises Heinsberg. 
 
V.8 
Gemäß § 15 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) sind Sie verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen 
von Natur und Landschaft zu unterlassen sowie die durch die Abgrabung verursachten 
unvermeidbaren Beeinträchtigungen innerhalb der für die Rekultivierung bestimmten Frist durch 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen 
(Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Die beeinträchtigten Funktionen 
des Naturhaushalts sind in gleichartiger Weise wiederherzustellen bzw. in der betroffenen 
naturräumlichen Region in gleichwertiger Weise zu ersetzen. Das Landschaftsbild ist 
landschaftsgerecht wiederherzustellen oder neu zu gestalten. 
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V.9 
Im Fall eines Kampfmittelfundes ist umgehend die örtliche Ordnungshörde zu informieren. Diese 
wird dann gegebenenfalls den Kampfmittelbeseitigungsdienst der Bezirksregierung Düsseldorf 
hinzuziehen. 
 
V.10 
Die Festsetzung weiterer Auflagen und die Neufestsetzung der Höhe der Sicherheitsleistung 
bleiben gemäß den gesetzlichen Bestimmungen vorbehalten. 
 
V.11 
Die Genehmigung wird gemäß § 7 Abs. 2 S. 1 AbgrG unbeschadet privater Rechte Dritter erteilt. 
 
 
VI. Begründung 
 
VI.1 Vorhabenbeschreibung 
 
Die Kieswerk Himmerich GmbH beantragt mit Schreiben vom 15.03.2023 die Erweiterung der 
Abgrabung zur Gewinnung von Kies, Sand und Lehm auf dem Gebiet der Stadt Heinsberg, 
Gemarkung Randerath, Flur 6, Flurstücke 179 teilweise und 185 teilweise um die Flurstücke 192, 
193, 194, 196, 197 und 199. 
 
Über einen Zeitraum von 22 Jahren sollen etwa 3.255.000 m³ Kies und Sand und sowie etwa 
252.000 m³ Lehm abgebaut werden, im Anschluss erfolgt eine Wiederverfüllung auf Urniveau. 
Nach Abschluss der Abbautätigkeit und Rekultivierung der Flächen ist neben der Einrichtung von 
Kompensationsflächen eine landwirtschaftliche Nutzung vorgesehen. 
 
VI.2 Verfahren 
 
Abgrabungen zur Gewinnung oberirdischer, nichtenergetischer Bodenschätze (Sand, Kies und 
Lehm) bedürfen nach § 3 Abs. 1 AbgrG der Genehmigung. Nach Abs. 2 dieser Vorschrift ist die 
Genehmigung zu erteilen, wenn ein vollständiger Abgrabungsplan vorliegt, die Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung sowie die Belange der Bauleitplanung, des Naturhaushalts, der 
Landschaft, des Bodenschutzes und der Erholung beachtet sind und andere öffentliche Belange 
nicht entgegenstehen. 
 
Zuständig für die Durchführung des Verfahrens ist entsprechend § 8 Abs. 1 AbgrG der Landrat 
des Kreises Heinsberg. 
 
Das ursprüngliche Vorhaben unterlag nicht der Pflicht zur Prüfung der Umweltverträglichkeit. 
Gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG i.V.m. Ziffer 10a der Anlage 1 zu § 1 des UVPG NRW sowie § 9 Abs. 
2 Nr. 1 UVPG besteht für die beantragte Erweiterung nunmehr die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP), da diese den Größenwert von 25 ha erstmals 
überschreitet. 
 
Das Genehmigungsverfahren wurde durch die Beteiligung der betroffenen Träger öffentlicher 
Belange am 27.06.2023 eingeleitet. 
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Folgende behördliche Stellen sind im Verfahren beteiligt worden: 
 

▪ Amt für Bauen und Wohnen, Kreis Heinsberg 
▪ Amt für Umwelt und Verkehrsplanung, Untere Wasserbehörde, Kreis Heinsberg 
▪ Amt für Umwelt und Verkehrsplanung, Untere Bodenschutzbehörde, Kreis 

Heinsberg 
▪ Amt für Umwelt und Verkehrsplanung, Untere Naturschutzbehörde, Kreis 

Heinsberg 
▪ Amt für Umwelt und Verkehrsplanung, Straßenbauverwaltung, Kreis Heinsberg 
▪ Ordnungsamt, Jagd und Fischerei, Kreis Heinsberg 
▪ Gesundheitsamt, Kreis Heinsberg 
▪ LVR – Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
▪ LVR – Amt für Denkmalpflege im Rheinland 
▪ Bezirksregierung Köln, Dezernat 32 
▪ Bezirksregierung Köln, Dezernat 33 
▪ Bezirksregierung Köln, Dezernat 55 
▪ Geologischer Dienst NRW 
▪ Landesbetrieb Wald und Holz NRW 
▪ Landwirtschaftskammer NRW 
▪ Landesbüro der Naturschutzverbände NRW 
▪ Wasserverband Eifel-Rur 
▪ Erftverband 
▪ Alliander Netz Heinsberg GmbH 
▪ Westnetz GmbH Dortmund 
▪ Stadt Heinsberg 
▪ Stadt Hückelhoven 
▪ Stadt Geilenkirchen 

 
Aufgrund der Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange wurden die Antragsunterlagen 
teilweise überarbeitet und in einer aktualisierten Fassung mit Stand von August 2024 am 
18.09.2024 vorgelegt. 
 
In Bezug auf das beantragte Vorhaben kommt es lediglich zu unwesentlichen Änderungen. Die 
Änderungen, Ergänzungen und Aktualisierungen rechtfertigen keine Wiederholung der 
öffentlichen Auslegung und auch keine erneute Beteiligung i. S. d. § 22 UVPG. Die von den 
Änderungen betroffenen Träger wurden entsprechend informiert und ihnen wurde Gelegenheit 
zur erweiterten Stellungnahme gegeben. 
 
Im Anschluss an das Beteiligungsverfahren gemäß § 17 UVPG erfolgte die Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß §§ 18 und 19 UVPG in Verbindung mit den Vorschriften des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) durch die 
ortsübliche Bekanntmachung des Antrags und die öffentliche Auslegung der Antragsunterlagen. 
 
Die Antragsunterlagen wurden vom 25.09.2023 bis einschließlich 24.10.2023 gemäß § 73 Abs. 3 
VwVfG NRW zur Einsicht bei den Stadtverwaltungen Heinsberg, Hückelhoven und Geilenkirchen 
ausgelegt. 
 
Zudem wurden sie gem. § 27a VwVfG NRW auf der Internetseite des Kreises Heinsberg und gem. 
§ 20 Abs. 2 UVPG über das zentrale UVP-Internetportal des Landes Nordrhein-Westfalen 
veröffentlicht bzw. zugänglich gemacht. 
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Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden drei Einwendungen erhoben. Zwei 
Einwendungen waren zulässig, eine Einwendung bezog sich nicht auf das Verfahren im 
vorliegenden Fall und war daher unzulässig. 
 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist hat die Anhörungsbehörde gemäß § 73 Abs. 6 VwVfG NRW die 
rechtzeitig gegen den Plan erhobenen Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen 
Stellungnahmen von Vereinigungen sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem Plan, mit 
dem Träger des Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen 
erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, zu erörtern. Die Vorschriften des § 73 VwVfG 
NRW sind im Rahmen von Verfahren nach dem Abgrabungsgesetz analog anzuwenden. 
 
Der Erörterungstermin gemäß § 73 Abs. 6 Satz 6 in Verbindung mit § 67 Abs. 2 Nr. 4 VwVfG NRW 
und § 18 Abs. 1 Satz 4 UVPG wurde am 29.08.2025 durchgeführt. 
 
Den Teilnahmeberechtigten wurde die Möglichkeit gegeben, ihre bereits vorliegenden 
Stellungnahmen und Einwendungen nochmals zu erläutern bzw. sich zu den Erwiderungen der 
Vorhabenträgerin zu äußern. 
 
Die Stadt Heinsberg hat das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB erteilt. Die Mehrheit der Träger 
öffentlicher Belange hat keine grundsätzlichen Bedenken, sofern die in den Stellungnahmen 
formulierten Nebenbestimmungen in Form von Auflagen in den Bescheid aufgenommen werden. 
Die geforderten Auflagen wurden unter Punkt IV des Bescheides entsprechend berücksichtigt. 
 
Die vorgebrachten Bedenken und Einwände werden durch die Genehmigungsbehörde 
entsprechend gewürdigt. 
 
Insbesondere der LVR-ABR hat seine im Verlauf des Verfahrens vorgebrachten Bedenken im 
Erörterungstermin noch einmal bekräftigt. Es werden qualifizierte archäologische Prospektionen 
vor Erteilung der Genehmigung gefordert. Hierzu soll ein Grabungskonzept vorgelegt werden, 
welches Art und Umfang der Untersuchungen genau beschreibt. Es wird wiederholt auf das 
unternehmerische Risiko für die Antragstellerin hingewiesen, welches durch Untersuchungen 
vorab gemindert werden könnte. 
 
Die Antragstellerin ist sich der Notwendigkeit weiterer Prospektionen bewusst und auch bereit 
die Arbeiten an der Abgrabungsfläche vorzunehmen. Man widerspricht jedoch weiterhin der 
Durchführung der Arbeiten vor Genehmigungserteilung. Das unternehmerische Risiko ist 
bekannt und die Firma ist bereit dies in Kauf zu nehmen. Im Hinblick auf die hohen Kosten für die 
Gesamtfläche, könne nur eine Prospektion in Teilflächen erfolgen. 
 
Die erforderlichen Untersuchungen würden vor Beginn der Arbeiten getätigt werden, seien für 
die korrekte Erstellung der Umweltverträglichkeitsstudie jedoch nicht zwingend vorab 
durchzuführen. 
 
Im Rahmen des Erörterungstermins konnte keine Einigung zwischen dem LVR-ABR und der 
Antragstellerin erzielt werden. 
 
Den Belangen der Bodendenkmalpflege wird dadurch Rechnung getragen, dass vor Veränderung 
oder Beseitigung der archäologischen Substanz im Einklang mit den gesetzlichen Regelungen des 
DSchG NRW die wissenschaftliche Untersuchung, die Bergung von Funden und die 
Dokumentation der Befunde sichergestellt wird. Dies ist durch die Formulierung entsprechender 
Nebenbestimmungen erfolgt. 
  



 
 
 

- 45 - 
 
 
Darüber hinaus hat die Landwirtschaftskammer NRW im Rahmen des Erörterungstermins 
dargelegt, dass lediglich die Hälfte der beantragten Erweiterungsfläche im zu diesem Zeitpunkt 
veröffentlichten Entwurf des künftigen Regionalplans als BSAB-Flächen (Bereiche für die 
Sicherung und den Abbau oberflächennaher Bodenschätze) dargestellt ist.  
 
Da für die Abgrabungserweiterung ein Vorbescheid vorliegt, welcher alle im Rahmen des 
Hauptverfahrens beantragten Flächen umfasst, hat die Ausweisung des aktuellen 
Regionalplanentwurfes keine Auswirkung auf das Verfahren. Der Einwand ist demnach zu 
vernachlässigen, da die geänderte Ausweisung von BSAB-Flächen keine Auswirkung auf die 
raumplanerischen Belange im vorliegenden Fall hat. Die zuständige Bezirksregierung Köln hat 
auch im Hauptverfahren keine Bedenken geäußert. 
 
Die zwei eingereichten privaten Einwendungen bezogen sich beide auf die Verkehrssituation an 
der geplanten nordwestlichen Zufahrt. 
 
Die vom ersten Einwender geforderte Verlängerung des Erdwalles ist nach Rücksprache mit der 
Stadt Heinsberg nicht möglich, da auf eine Anbindung des Wirtschaftswegenetzes nach 
Himmerich nicht verzichtet werden kann. Dem Einwand wird daher nicht stattgegeben. 
 
Die Planung der Einmündung des Werkverkehrs auf die K16 bzw. umgekehrt mit Querung des 
Fahrradweges wurde durch die Straßenverkehrsbehörde geprüft und für in Ordnung befunden. 
Bezüglich der Reifenwaschanlage wurde eine Auflage formuliert, welche bei Bedarf eingefordert 
werden kann. Es erfolgt keine Entgegnung von Seiten der Antragstellerin. Der Einwender war zum 
Zeitpunkt des Erörterungstermins bereits verstorben, seine Einwendung wurde unabhängig 
davon entsprechend gewürdigt. 
 
Auch hinsichtlich der Eingabe des zweiten Einwenders wird auf die Aussage der Stadt Heinsberg 
verwiesen. Der Wall ist im Hinblick auf die geplante Ausführung in Ordnung, die zulässigen 
Immissionswerte werden eingehalten. Der Einwender regt im Rahmen des Erörterungstermins 
bauliche Maßnahmen zur Unterbindung des Durchgangsverkehrs an. Dies kommt nach 
Rücksprache mit der Stadt Heinsberg jedoch nicht in Frage. Die Antragstellerin erklärt, dass sie 
versuchen wird Einfluss auf die Verkehrsleitung zu nehmen und dafür Sorge trägt, dass keine 
Fremden den Betriebsweg nutzen. Der Einwender ist mit den Ausführungen einverstanden. 
 
Die Prüfung des Antrages unter Beteiligung der betroffenen Träger öffentlicher Belange hat 
ergeben, dass einer Genehmigung der Erweiterung keine Bedenken entgegenstehen, wenn die in 
diesen Bescheid aufgenommenen Nebenbestimmungen beachtet werden. 
 
Gemäß § 7 Abs. 1 Satz 2 AbgrG kann die Genehmigung inhaltlich beschränkt und mit 
Nebenbestimmungen (Bedingungen, Befristungen, Auflagen) verbunden werden. Die 
Nebenbestimmungen sind zum Schutz öffentlicher Belange, vor allem der Erhaltung und 
Wiederherstellung des Naturhaushalts sowie der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, geeignet, 
erforderlich und angemessen. Die Nebenbestimmungen spiegeln auch das Ergebnis der 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange wider. 
 
VI.3 Umweltverträglichkeitsprüfung 
 
Gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG i.V.m. Ziffer 10a der Anlage 1 zu § 1 des UVPG NRW sowie § 9 Abs. 
2 Nr. 1 UVPG besteht für die beantragte Erweiterung die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP), da diese den Größenwert von 25 ha erstmals 
überschreitet. 
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VI.3.1 Zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen gemäß § 24 UVPG 
 
Nach § 24 UVPG hat die zuständige Behörde auf der Grundlage der Unterlagen nach § 16 UVPG, 
der behördlichen Stellungnahmen nach § 17 UVPG sowie der Äußerungen der betroffenen 
Öffentlichkeit nach § 21 UVPG eine zusammenfassende Darstellung der Auswirkungen des 
Vorhabens zu erarbeiten. Die Ergebnisse eigener Ermittlungen sind einzubeziehen. 
 
Im vorliegenden Fall sind die Grundlagen der nachfolgenden Darstellungen somit die Unterlagen 
der Antragstellerin, die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und eigene Ermittlungen.  
 
Die Darstellung der Umweltauswirkungen gliedert sich nach den einzelnen Schutzgütern gemäß 
§ 2 Abs. 1 UVPG und muss alle entscheidungserheblichen Angaben enthalten, die für die 
Bewertung gemäß § 25 UVPG erforderlich sind. 
 
Im Einzelnen ergeben sich bei der Durchführung des oben genannten Vorhabens folgende 
Auswirkungen auf die untenstehenden Schutzgüter: 
 
VI.3.1.1 Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit 
 
Die möglichen Auswirkungen betreffen insbesondere die Immissionen von Lärm und Staub sowie 
die Nutzungsänderung im untersuchten Bereich. Durch die bereits bestehende Abgrabung ist 
eine lokale Vorbelastung gegeben. 
 
Die mit dem Abgrabungsbetrieb verbundenen Immissionen können zu Beeinträchtigungen in der 
näheren Umgebung führen. 
 
Durch die Erweiterung der Abgrabung ist wegen der vorrangig in Tieflage durchgeführten 
Arbeiten keine relevante Veränderung der Emissionen von Luftschadstoffen und Lärm zu 
erwarten. Eine entsprechende schalltechnische Prognose sowie eine Staubprognose sind Teil der 
Antragsunterlagen. Die sich aus den Prognosen ergebenden Auflagen zur Einhaltung der 
Immissionsrichtwerte wurden in den Genehmigungsbescheid aufgenommen. Unter Einhaltung 
der gewählten Schutzmaßnahmen können die Immissionswerte eingehalten werden. 
 
Durch die Nutzungsänderung stehen landwirtschaftliche Flächen zeitweise nicht zur Verfügung. 
Einzelne bisher landwirtschaftlich genutzte Flächen entfallen aufgrund ihrer zukünftigen 
Nutzung als Kompensationsflächen auch dauerhaft für die landwirtschaftliche Nutzung. 
 
Es werden keine relevanten Flächen für die Erholungsnutzung beansprucht. 
Erholungseinrichtungen werden durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt. 
 
VI.3.1.2 Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 
 
Die Abbautätigkeiten greifen erheblich in den Naturraum ein und können den Lebensraum von 
Arten beeinträchtigen. 
 
Das Vorkommen und die mögliche Betroffenheit planungsrelevanter Tier- und Pflanzenarten 
wurden im Artenschutzgutachten unter Berücksichtigung des ökologischen Fachbeitrags 
ermittelt. 
 
Eine Schädigung von Arten der Feldflur wird durch eine Bauzeitenbeschränkung und frühzeitige 
Kompensationsmaßnahmen vermieden. 
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Bau- und betriebsbedingte Störeffekte durch Lärm, Abgase oder visuelle Reize werden nicht zu 
einer erheblichen Beeinträchtigung für die Fauna führen. 
 
Die strukturarmen Ackerflächen sind hinsichtlich ihres Biotoppotentials eher von geringem Wert. 
 
Die Kompensation des Eingriffs wird im Rahmen der Rekultivierung vollumfänglich im 
Vorhabengebiet selbst erbracht. 
 
VI.3.1.3 Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft 
 
Fläche 
 
Im Rahmen der Abgrabungs- und Verfülltätigkeit wird die betroffene Fläche für eine begrenzte 
Zeitdauer sukzessive in Anspruch genommen. Nachteilige Auswirkungen durch den 
Flächenverbrauch werden wieder ausgeglichen.  
 
So werden Flächen zwar temporär der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen, dieser nach 
Abschluss der Arbeiten aber zum Großteil wieder zugeführt. 
 
Durch die Bestandsabgrabung bereits vorhandene Betriebsanlagen und Erschließungswege 
können weiterhin genutzt werden, sodass der zusätzliche temporäre Flächenverbrauch reduziert 
wird. 
 
Boden 
 
Bei den vorliegenden Bodentypen handelt es sich überwiegend um Parabraunerden, teilweise um 
Kolluvium und Braunerden, welche hinsichtlich ihrer Fruchtbarkeit mit dem 
Schutzwürdigkeitsgrad „hoch“ eingestuft werden. 
 
Die natürlichen Bodenfunktionen gehen vollständig verloren, die gewachsene Bodenstruktur 
kann nicht wieder hergestellt werden. Diese Auswirkung ist zwangsläufig mit der 
Rohstoffentnahme verbunden und daher nicht vermeidbar. 
 
Darüber hinaus ist das in den Auflagen formulierte Bodenschutzkonzept zu berücksichtigen. 
 
Wasser 
 
Im Rahmen der Abgrabungstätigkeit wird kein Grundwasser freigelegt. 
 
Die Empfindlichkeit des Grundwassers gegenüber Schadstoffeinträgen kann sich erhöhen, da 
durch den Rohstoffabbau die schützenden Deckschichten entfernt werden. Die anschließende 
Verfüllung mit fremden Materialien birgt das Risiko von Schadstoffeinträgen. 
 
Zum Schutz des Grundwassers wurden entsprechende Auflagen formuliert. Unter anderem sind 
weitere Grundwassermessstellen zur Überwachung einzurichten. Darüber hinaus ist zu jeder Zeit 
ein Abstand von 1,5 m zum höchsten zu erwartenden Grundwasserstand einzuhalten. 
 
Oberflächengewässer sind nicht betroffen. 
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Luft und Klima 
 
Es kommt zu temporären Beeinträchtigungen von Luft und Klima, welche jedoch eher als gering 
einzustufen sind. 
 
Durch das Vorhaben gehen vorübergehend kaltluftproduzierende, landwirtschaftliche Flächen 
verloren. 
 
Durch den Maschineneinsatz entstehen Abgase und durch Abbau und Verkehr kommt es zu 
Staubemissionen. Die entstehenden Staubbelastungen werden durch die in den Auflagen 
formulierten Maßnahmen eingedämmt. 
 
Nach Abschluss der Abgrabungs- und Verfülltätigkeit werden die natürlichen mikroklimatischen 
Verhältnisse wieder hergestellt. 
 
Landschaft 
 
Das Landschaftsbild des bisher landwirtschaftlich genutzten Areals wird grundlegend verändert. 
Die Beeinflussung durch den Abgrabungsbetrieb ist jedoch nur temporär und negative 
Auswirkungen können über Kompensationsmaßnahmen vollständig ausgeglichen werden. 
 
Die Abgrabung wird zur Siedlung Himmerich hin mit einer entsprechenden Randeingrünung 
abgeschirmt. Die Fortführung des Abbaus wird von Himmerich und der umliegenden Landschaft 
aus kaum sichtbar sein. 
 
Durch die im Rahmen der Rekultivierung angelegten Elemente wird die strukturarme 
Agrarlandschaft gegliedert und angereichert. 
 
VI.3.1.4 Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
 
Das Vorhabengebiet liegt in der Kulturlandschaft Jülicher Börde – Selfkant und zählt teilweise zu 
regional bedeutsamen Kulturlandschaftsbereichen. 
 
Belange der Denkmalpflege sind von dem Vorhaben nicht betroffen, im Plangebiet befinden sich 
keine eingetragenen Baudenkmäler. 
 
Zwar liegen im Bereich der geplanten Erweiterung keine eingetragenen Bodendenkmäler, 
allerdings sind nach Beurteilung des LVR – ABR fast vollflächig vermutete Bodendenkmäler 
vorhanden. Ihre genaue Ausdehnung und der Erhaltungszustand wurden bisher nicht ermittelt. 
Den Belangen der Bodendenkmalpflege wird mit entsprechenden Auflagen Rechnung getragen. 
 
Zu dem vorhandenen Strommast wird ein vom Betreiber festgelegter Sicherheitsabstand 
eingehalten. Die Zuwegung ist zu jedem Zeitpunkt sichergestellt. 
 
VI.3.1.5 Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern 
 
Die beschriebenen Schutzgüter stehen in enger Wechselbeziehung zueinander und bedingen 
gegenseitig ihre jeweilige Funktion und Ausprägung. 
 
Die gravierendste Einwirkung des Vorhabens liegt in der Veränderung der Realnutzung, welche 
Wechselwirkungen mit dem Landschaftsbild und dem Erholungsraum des Menschen, mit dem 
Lebensraum von Tieren und Pflanzen sowie Einwirkungen auf den Boden bedingt.  
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VI.3.2 Bewertung der Umweltauswirkungen gemäß § 25 UVPG 
 
Die Umweltauswirkungen des Verfahrens sind gem. § 25 UVPG daraufhin zu bewerten, ob die 
Anforderungen an eine wirksame Umweltvorsorge erfüllt sind. 
 
Dabei sind vor allem die erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf Grundlage der 
zusammenfassenden Darstellung gemäß § 24 UVPG zu bewerten. 
 
VI.3.2.1 Auswirkungen auf das Schutzgut „Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit“ 
 
Unter Beachtung der Auflagen des Genehmigungsbescheides werden die gesetzlich zulässigen 
Werte für Luftschadstoffe und Lärm eingehalten sowie Staubimmissionen eingedämmt. 
 
Erhebliche Umweltauswirkungen durch die Erweiterung der Abgrabung auf den Menschen und 
die menschliche Gesundheit können im Ergebnis ausgeschlossen werden. 
 
VI.3.2.2 Auswirkungen auf das Schutzgut „Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt“ 
 
Insgesamt ist nicht davon auszugehen, dass das geplante Vorhaben zu einer relevanten 
Beeinträchtigung der Tiere, Pflanzen und der biologischen Vielfalt im Landschaftsraum führt. 
Unzulässige Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen und die biologische Vielfalt sind nicht zu 
erwarten. 
 
VI.3.2.3 Auswirkungen auf das Schutzgut „Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft“ 
 
Es verbleiben keine dauerhaften nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgüter Fläche, Wasser, 
Luft, Klima und Landschaft. 
 
Lediglich das Schutzgut Boden wird nachhaltig beeinträchtigt, die Auswirkungen auf den Boden 
sind daher als erheblich einzustufen. Diese Umweltauswirkung ist für Abgrabungen jedoch 
obligatorisch und nicht vermeidbar. Das natürliche Bodengefüge und seine Schutzfunktionen 
werden unwiederbringlich zerstört. Durch die Wiedereinbringung von sauberem Bodenaushub, 
zwischengelagertem Abraum und Oberboden sowie Berücksichtigung der formulierten Auflagen 
können die Auswirkungen des Eingriffes lediglich verringert werden. 
 
VI.3.2.4 Auswirkungen auf das Schutzgut „Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter“ 
 
Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen auf das kulturelle Erbe und sonstige Sachgüter sind 
bei Berücksichtigung der formulierten Auflagen nicht zu erwarten. 
 
VI.3.2.5 Auswirkungen aufgrund von Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten 
Schutzgütern 
 
Insgesamt können keine erheblichen Auswirkungen nachgewiesen werden, welche sich durch 
Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern ergeben. 
 
VI.3.2.6 Gesamtbewertung 
 
Nach Bewertung der Auswirkungen auf die verschiedenen Schutzgüter kann im Ergebnis 
festgestellt werden, dass das Vorhaben unter Berücksichtigung der verschiedenen Maßnahmen 
umweltverträglich ist. 
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VI.3.3 Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung 
 
Die Gewinnung von Bodenschätzen ist grundsätzlich zur Versorgung der Wirtschaft erforderlich.  
 
Im Hinblick auf die Standortgebundenheit der Rohstofflagerstätte sowie im Sinne der weiteren 
Ausschöpfung der Rohstofflagerstätte und der Nutzung vorhandener infrastruktureller 
Einrichtungen ist die Abbauwürdigkeit der benannten Flächen im vorliegenden Fall gegeben. 
 
Die Umweltverträglichkeitsprüfung hat ergeben, dass für die meisten Schutzgüter keine 
erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 
 
Bezüglich der Landschaft sind die Umweltauswirkungen zwar erheblich, werden durch die 
Herrichtungsmaßnahmen aber vollständig kompensiert. 
 
Nur hinsichtlich des Bodens verbleiben dauerhafte, nachteilige und erhebliche 
Umweltauswirkungen. Diese sind bei Abgrabungen obligatorisch und unvermeidbar. 
 
Im Ergebnis werden die Umweltauswirkungen in der Gesamtbetrachtung durch die geplanten 
Rekultivierungsmaßnahmen ausgeglichen. 
 
VI.4 Entscheidung 
 
Im Ergebnis hat die Prüfung des Antrages unter Berücksichtigung der Richtlinien für 
Abgrabungen (in der Fassung des Runderlasses des Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und 
Landwirtschaft - MURL - vom 08. März 1990 - IV B 3.2.00.03) und die Beteiligung der 
Fachbehörden ergeben, dass einer Genehmigung des Vorhabens keine Bedenken 
entgegenstehen, wenn die vorgenannten Nebenbestimmungen beachtet werden. 
 
Die Nebenbestimmungen sind zum Schutz öffentlicher Belange, vor allem der Erhaltung und 
Wiederherstellung des Naturhaushalts sowie der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 
erforderlich, geeignet und angemessen. Die Nebenbestimmungen spiegeln auch das Ergebnis der 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange wider. 
 
Die Festsetzung der Sicherheitsleistung richtet sich nach den Kosten der Rekultivierung. Die 
Sicherheitsleistung ist so zu bemessen, dass ggf. die Rekultivierung auch durch einen Dritten 
durchgeführt werden kann. 
 
Gemäß § 3 Abs. 2 AbgrG ist die Genehmigung zu erteilen, wenn ein vollständiger Abgrabungsplan 
vorliegt, die Ziele der Raumordnung und Landesplanung sowie die Belange der Bauleitplanung, 
des Naturhaushalts, der Landschaft, des Bodenschutzes und der Erholung beachtet sind und 
andere öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 
 
Im Rahmen der Durchführung des Verfahrens konnte bestätigt werden, dass die 
Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 AbgrG vorliegen. 
 
Dem Antrag war daher stattzugegeben. 
 
 
VII. Kostenentscheidung 
 
Die Kosten des Verfahrens sind von Ihnen zu tragen. 
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VIII. Festsetzung der Kosten 
 
Gem. § 2 und § 9 des Gebührengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (GebG NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. August 1999 (GV. NRW. S. 524) in Verbindung mit den 
Tarifstellen 7.4.1 und 4.3.1.21 des Allgemeinen Gebührentarifs zu § 1 der Allgemeinen 
Verwaltungsgebührenordnung (AVerwGebO NRW) vom 12. August 2023 (GV. NRW. S. 490), alle 
in den zurzeit gültigen Fassungen, beträgt die Gebühr 80 % des Produktes aus der Menge des zu 
gewinnenden Bodenschatzes/Verfüllmenge und dem Wert von 0,01 € pro m³ bzw. 0,002 € pro m³, 
soweit grubeneigener Abraum verwendet wird.  
 
Die Gebühr errechnet sich demnach wie folgt: 
 
zu gewinnender Bodenschatz:  3.255.000 m³ 
Verfüllmaterial fremd:  3.255.000 m³ 
Summe:   6.510.000 m³ 
 
   6.510.000 m³ * 0,01 € =     65.100,00 € 
 
Grubeneigener Abraum als Verfüllmaterial:      252.000 m³ 
 
   252.000 m³ * 0,002 € =            504,00 € 
 
   65.100,00 € + 504,00 € =     65.604,00 € 
 
   80 % von 65.604,00 € =     52.483,20 € 
 
Gründe für eine Gebührenermäßigung oder -befreiung gem. § 3 AVerwGebO NRW liegen nicht 
vor. Es wird daher eine Gebühr von 52.483,20 € festgesetzt. 
 
Gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 3 GebG NRW zu ersetzende, notwendige Auslagen sind nicht entstanden. 
 
Zum Zeitpunkt der Ausstellung dieser Genehmigung ist ein Verfahren zur Berechnung der 
Gebühren im Rahmen einer Abgrabungsgenehmigung beim Verwaltungsgericht Aachen 
anhängig. Die obenstehende Festsetzung der Kosten ergeht vorbehaltlich der Entscheidung in 
dem Verfahren mit dem Aktenzeichen 5K2230/25. Nach rechtskräftigem Abschluss des 
gerichtlichen Verfahrens wird, sofern erforderlich, eine entsprechende Neuberechnung der 
Gebühren für diese Genehmigung erfolgen. 
 
 
IX. Zahlungsaufforderung 
 
Den Betrag von 
 

52.483,20 € 
 
bitte ich innerhalb von 14 Tagen nach Zustellung dieses Bescheides an die Kreiskasse Heinsberg 
auf eines der angegebenen Konten unter Angabe des Kassenzeichens 
 

61620000859 
 
einzuzahlen. 
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X. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage bei dem
Verwaltungsgericht Aachen, Adalbertsteinweg 92, 52070 Aachen erhoben werden.

Eine Klage gegen die festgesetzten Kosten hat gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 1 der
Verwaltungsgerichtsordnung (VwG0) - in der derzeit geltenden Fassung - keine aufschiebende
Wirkung und entbindet daher nicht von der fristgerechten Zahlung der Kosten.

Gem. § 80 Abs. 5 VwG0 kann das Verwaltungsgericht Aachen auf ihren Antrag die aufschiebende
Wirkung der Klage ganz oder teilweise anordnen.

Mit freundlichen Grüßen
lrj Auftrpg

Kiisters


